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EDITORIAL
Zu Redaktionsschluss ist das Ringen um eine Lösung für die 

Überbrückungsfi nanzierung Griechenlands noch im Gange. 

Während die deutsche Regierung, bestärkt durch den media-

len Kampfruf »Hart bleiben!«, noch auf der Position verharrt, 

alles solle so weitergehen wie bisher, zeichnet sich ab, dass 

längst nicht alle Euro-Partner gewillt scheinen, eine unab-

sehbare Kettenreaktion in der Euro-Zone – im Gefolge ei-

nes griechischen Staatsbankrotts oder einem Euro-Austritt –  

aus reiner Sturheit zu riskieren. Unabhängig vom Spezialfall 

Griechenlands bietet das Aufbegehren von Tsipras, Varoufakis 

und Co ein Moment für einen Politikwechsel in Europa von 

unschätzbarem Wert. Es signalisiert, dass eine vom eigenen 

Wahlvolk getragene Regierung auch Europas Politik prägen 

kann, wenn sie eine überzeugende Wirtschafts- und Sozial-

politik konsequent verfolgt. Die Nervosität, mit der die övp 

auf das gemeinsame Auftreten von Werner Faymann mit Ale-

xis Tsipras reagiert hat, ist kein Zufall. Es braucht aber mehr 

als eine medienstrategisch gut plazierte Pressekonferenz, um 

nun das Fenster zu nutzen, das Griechenlands Linksregierung 

aufgestoßen hat. Markus Marterbauer argumentiert in seinem 

Schlusswort, warum sich die Sozialdemokratie selbst einen 

Gefallen täte, diese Chance zu nutzen. 

In Österreich dominierte in den letzten Wochen neben 

der Griechenlandfrage wieder einmal die Integrationsde-

batte das Land. Am Beginn dieser Ausgabe steht dazu passend 

ein sehr grundsätzlicher und umfassender Beitrag der SPÖ-

Integrationssprecherin im Nationalrat, Nurten Yilmaz. 

Sie spricht sich vehement dagegen aus, soziale Konfl ikte 

zu ethnisieren oder zu kulturalisieren. Das sei alles an-

dere als ein Plädoyer, »alles« zu tolerieren, vielmehr gehe es 

darum, sozialdemokratische Politik konsequent zu verfolgen, 

Menschen egal welcher Herkunft gegenüber. Zur Integrati-

onspolitik dürfe man weder schweigen, noch den rechten 

Hetzern nach dem Mund reden. 

Vorausgegangen waren der Debatte in Österreich wö-

chentliche Demonstrationen der islamfeindlichen PEGIDA 

in Dresden, an denen sich zur großen Überraschung der 

deutschen und internationalen Öff entlichkeit an die 20.000 

Menschen beteiligten. Michael Lühmann analysiert für die 

zukunft das Phänomen PEGIDA und ihre Verbindungen 

zu AfD und rechtsextremen Gruppen in Deutschland.

Jens Gmeiner und Matthias Micus untersuchen im 

ersten Teil ihres Beitrags Ursachen, Katalysatoren und 

Hindernisse von Organisationsreformen in sozialde-

mokratischen Parteien Europas. In Teil 2, der in zukunft 

03/2015 folgen wird, beschäftigen sie sich mit sozialen Grund-

lagen und Perspektiven dieser Prozesse.

Mit der Geschichte von Geheimorganisationen, die 

seitens der CIA in den 1950er-Jahren zum Kampf gegen die 

Rote Armee auch in Österreich fi nanziell unterstützt und mit 

Waff en versorgt wurden, hat sich der Historiker Thomas 

Riegler in seinem Beitrag dieser Ausgabe näher beschäftigt.

Karl Czasny stellt nach Thomas Nowotnys Kritik an 

seinem Beitrag »Vom Fehlen der Utopie« in zukunft 12/2014 

einige nach seiner Auff assung fehlverstandenen Punkte in ei-

ner Reaktion klar. 

Schließlich widmet Armin Puller dem Ende 2014 er-

schienenen Buch »Why we can’t aff ord the rich« (»Warum wir 

uns die Reichen nicht leisten können«) des britischen Sozial-

theoretikers und Ökonomen Andrew Sayer eine ausführliche 

Besprechung. Das Buch stellt nach Auff assung des Rezensen-

ten einen interessanten Beitrag zur Reichtumsforschung aus 

dem Blickwinkel der Moralökonomie dar, das auch für den 

deutschsprachigen Raum Bedeutung habe.

Nach den Buchtipps appelliert Markus Marterbauer 

in seinem Schlusswort im Heft noch an die europäische So-

zialdemokratie, sich mit der Unterstützung der griechischen 

syriza-Regierung im Schuldenstreit auch selbst einen Gefal-

len zu tun.

Wir wünschen gute Unterhaltung beim Lesen!

LUDWIG DVOŘÁK

Gf. Chefredakteur
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as sind Konturen einer sozialdemokratischen In-

tegrationspolitik? Wir brauchen nichts Neues 

zu erfinden, sondern können uns einerseits die 

eigene Geschichte vergegenwärtigen und uns 

andererseits aktuelle Initiativen und Tätigkeiten anzuschauen. 

Unsere Bewegung trat vor 120 Jahren an, um die Geschichte 

selbst in die Hand zu nehmen und soziales Elend zu bekämp-

fen. Sich in Vereinen, Gewerkschaften und der Partei zu orga-

nisieren hieß – und heißt heute noch –, aus der individuellen 

Verletzbarkeit herauszutreten, sich selbst und sein Umfeld zu 

organisieren mit der gemeinsamen Aufgabe, die Verhältnisse 

gerechter, sozialer und freier zu gestalten. 

In »Die Lage der Ziegelarbeiter« schildert Victor Adler 

1988 eindringlich das Elend der ArbeiterInnen. Dieser Kon-

takt mit den sogenannten »Ziegelböhm« hat ihn auch wesent-

lich politisiert. Das Ziel war Bildung, Wohnraum, gute Ar-

beit und eine bessere, demokratischere Zukunft, für die man 

selbstbewusst und in Würde eintrat und auch einstand. Es ist 

diese Vorstellung von sozialem Aufstieg, die wir vor Augen 

haben wollten, wenn Stammtische wieder einmal meinen, 

»Integrationsprobleme« diskutieren zu müssen: Die Arbeiter-

kinder von damals sind die Arbeiterkinder von heute, auch 

wenn sie anders heißen, einen anderen Pass haben oder aus 

Kriegswirren geflüchtet sind. Ihnen und ihren Eltern müssen 

wir Perspektiven und Aufstiegsmöglichkeiten bieten. Es sind 

unsere Kinder, es sind unsere Leute. Niemanden zurücklas-

sen heißt auch, den Leuten gleichen Zugang zum Bildungs-, 

Gesundheits-, Wirtschaftssystem oder politischem System zu 

geben. Das ist sozialdemokratische Integration und Integra-

tionsarbeit: der Abbau von Hürden und Ungerechtigkeiten 

aus einem egalitaristischen Grundgedanken heraus, um ein 

solidarisches und gutes Leben aller zu ermöglichen. Die Er-

mächtigung und Selbstermächtigung jener, die es sich nicht 

richten können. Bei Integration geht es daher nicht um kul-

turelle Gleichmacherei, sondern um gesellschaftliche Teilhabe 

und Mitbestimmung. 

Natürlich, unsere Gesellschaft ist eine andere als vor 120 

Jahren. Wir sind mobiler, vernetzter und unsere Biografien 

sind brüchiger. Die einen sagen unübersichtlicher, die anderen 

sagen spannender. Die Idee aber, dass Integration etwas mit 

sozialem Aufstieg und Ermächtigung zu tun hat, diese Idee 

wird täglich in Österreich gelebt: Die pensionierte Lehrerin, 

die Flüchtlingen in der Freizeit Deutsch beibringt. Der Stu-

dent, der die alte Frau nachmittags zum Arzt begleitet und ihr 

die Angst vor der Praxis nimmt. Die Kids im Park, die nicht 

nach der Herkunft fragen, sondern gemeinsam dem Fußball 

nachjagen. Dies leben täglich unzählige Leute vor, die sich in 

Vereinen, an Schulen, in Krankenhäusern oder am Sportplatz 

für ein solidarisches Miteinander einsetzen. Und nicht drauf 

schauen, wo jemand geboren wurde, sondern für die ein ge-

meinsames Leben auf Augenhöhe selbstverständlich ist. 

Dafür setzen sich auch unsere sozialdemokratischen Funk-

tionsträger in Sektionen, Ortsgruppen und Parlamenten ein. 

Bildungschancen erhöhen, Mädchen und Frauen stärken, 

Hürden abbauen, Rassismus bekämpfen, der Einsatz für Men-

schenrechte, die Handlungsfähigkeiten von Personen mit Mi-

grationsgeschichte stärken, etc. All das ist Integration, auch 

wenn es nicht so bezeichnet wird. All das ist konkrete Gleich-

stellungspolitik, das Eintreten für eine bessere Zukunft. Eine 

KEINE ANGST VOR DER EIGENEN COURAGE VON NURTEN YILMAZ

Keine Angst vor 
der eigenen Courage
Sprachlosigkeit befällt oft Teile der Sozialdemokratie, wenn Fragen von Migration, Integration und kultureller Vielfalt dis-

kutiert werden. Aus dem Alltag des Zusammenlebens wisse man aber, dass Sprachlosigkeit zu oft in Ressentiments, Angst 

und Repression umschlage. Anstatt der Auseinandersetzung mit den rechten Hetzern auszuweichen oder ihnen gar nach 

dem Mund zu reden, gelte es auf Basis sozialdemokratischer Werte Integrationspolitik als soziale Gleichstellungspolitik zu 

verstehen. Und dafür mutig einzustehen. Ein Beitrag von Nurten Yilmaz.

W



so verstandene Integrationspolitik ist nicht einfach und sie ist 

natürlich auch mit Konflikten verbunden: Das sind nun aber 

keine Konflikte zwischen »Inländern« und »Ausländern«, son-

dern das ist der Konflikt zwischen jenen, d.h. uns, die ein frei-

es und gleiches Leben aller miteinander ermöglichen wollen, 

und jenen, die die Leute gegeneinander ausspielen, Hass und 

Angst säen, um weiterhin von den ungleichen Verhältnissen 

profitieren zu können.

Reden wir daher nicht ständig über Kultur oder Identität, 

sondern bekämpfen wir gemeinsam soziale Ungleichheiten. 

Das bloße, konsumistische Abfeiern von kultureller Vielfalt ist 

hier ebenso zu wenig, wie der dritte Besuch eines Seminars 

für »diversity management«. Es geht um Ressourcen, Lebens-

chancen und ein offenes, aufeinander Zugehen. »Sozialdemo-

kratische Integrationspolitik muss daher ein eindeutiges, un-

verwechselbares Profil auf der Basis unserer Werte vorweisen 

können, (…), sie muss offensiv Position beziehen, bestehende 

Probleme ohne Zaudern ansprechen und funktionierende Lö-

sungen anbieten.« (Rieder 2009) Sozialpolitik und Bildungs-

politik, das ist unser Profil und unser Alleinstellungsmerkmal. 

Das verlangt unseren Einsatz und ist etwas ganz anderes, 

als mit ausgestrecktem Finger auf die Probleme und Defi-

zite »der Anderen« hinzuweisen. Der Imperativ »Du musst 

dich integrieren!« löst keine Ungleichheitsprobleme, sondern 

missversteht Integration als reine Anpassungsleistung an eine 

imaginäre, kulturelle Norm. Wer diese verfehlt, wird dann als 

defizitär markiert. Zusätzlich trennt dieser Imperativ in zwei 

Gruppen, ein »Wir« und »die Anderen«. Wir müssen diese 

Konfrontation durch eine anderes »Gemeinsames« aushebeln. 

Vielleicht ist integrieren überhaupt das falsche Wort und es 

trägt diesen paternalistisch-repressiven Unterton schon zu sehr 

mit sich. 

Wir müssen daher nicht nur unsere Antworten besser her-

vorkehren, sondern auch die Fragen anders als der Boulevard 

oder die Rechte formulieren: Wie können wir gemeinsam 

die Verhältnisse so verbessern, dass eine soziale Teilhabe aller 

möglich wird? Wie können wir Arbeitsverhältnisse so gestal-

ten, dass alle – ob mit oder ohne Migrationserfahrung – ei-

nen gerechten Anteil bekommen? Wie können wir Schule 

so umbauen, dass sowohl Mehrsprachigkeit gefördert wird 

als auch Kinder mit Deutsch als Zweitsprache die gleichen 

Ausbildungschancen bekommen? Welche feministischen Ini-

tiativen brauchen wir, um Mädchen mit Selbstvertrauen und 

Ressourcen auszustatten, dass sie sich auch, wenn nötig, ge-

genüber ihren Vätern und Brüdern durchsetzen können? Und 

dieses wir sind wir alle, die wir hier sind und hier leben. Und 

auf Basis dieses wir, das offen für Verbesserungen in der Zu-

kunft eintritt, lassen sich auch Wahlen gewinnen. Sozialde-

mokratische Integrationspolitik, wie ich sie verstehe, ist daher 

der Einsatz für Gleichstellung in allen gesellschaftlichen Be-

reichen. Ziel ist es, soziale Teilhabe und Teilnahme aller zu 

ermöglichen. Egal, woher jemand kommt, und unabhängig 

davon, wo jemand geboren wurde. Es geht um Ressourcen-

stärkung, Emanzipation, Chancengleichheit und den Abbau 

von Hürden und Diskriminierungen auf Basis unserer sozi-

aldemokratischen Werte: mehr soziale Gleichheit als Bedin-

gung für mehr Freiheitsräume, ein solidarisches Begegnen auf 

Augenhöhe unabhängig vom Geburtsort und eine gerechte 

Verteilung des gesellschaftlich produzierten Reichtums.

 AUF BASIS UNSERER WERTE

Aber, so tönt es dann oft, das sei ja alles gut und schön und 

für Sonntagsreden ganz nett, aber man dürfte doch nicht die 

Probleme übersehen, die es im Integrationsbereich gebe. Man 

dürfe doch nicht naiv sein. Die Zeit des Wegsehens müsse 

vorbei sein und man solle doch endlich auch über die ne-

gativen Bespiele reden dürfen! Man könne doch nicht alles 

tolerieren! Aber ist dem so? Niemand, der sich ernsthaft mit 

Integration auseinandersetzt, bestreitet, dass es Probleme gibt. 

Genau diese gehen wir ja auf verschiedenen Ebenen an: mit 

Bildungsprogrammen, über Vereinsförderungen, mittels Mäd-

chenarbeit, durch die Installierung von Integrationsabteilun-

gen auf Länderebene. 

Ein Blick auf diese Erfolge und Tätigkeiten würde den 

im Gestus von Tabubrechern in den letzten Wochen auftre-

tenden, selbst ernannten »Integrationsexperten« ganz gut tun, 

auch um ihren »defizitorientierten« Blick zu schärfen. Und: 

Niemand will »alles tolerieren«. Der kämpferische, feminis-

tische Einsatz für Gleichstellung und ein offenes Miteinander 

hat fast automatisch Akteure als Gegner, die diesen Fortschritt 

»nicht tolerieren« und an den vorherrschenden Zuständen 

festhalten wollen. Wir wiederum tolerieren eben keinen Ras-

sismus, keinen Sexismus, keine ökonomische Ausbeutung und 

kein Wegschauen, wenn Leute in Schwierigkeiten sind. Naiv 

ist einzig der in letzter Zeit wieder oftmals in den Medien 

geäußerte Wunsch, über finanzielle Strafen könne man Integ-

rationspolitik vorantreiben. 

Dieser Alarmismus löst kein einziges Problem. Im Gegen-

teil, ein law-and-order-Zugang im Intergrationsbereich zeugt 
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von einer zweifachen Angst: Der Angst davor, für die eigene, 

sozialdemokratische Haltung einzustehen und diese zu vertre-

ten, und die Angst vor der politischen Rechten, die im Spiel 

mit Ängsten, Ressentiments und Repression immer noch die 

Monopolstellung hat und deren Geschäft man mit solchen 

»Vorstößen« gleich miterledigt. 

Mein oben skizzierter Zugang zu Integration heißt nun 

aber eben nicht, dass man sich allen Praktiken und Haltungen 

gegenüber aufgeschlossen zu zeigen hätte. Gar nicht. »Wer 

nach allen Seiten offen ist, kann nicht ganz dicht sein.« (Tu-

cholsky) Sozialdemokratische Integrationspolitik ist Gleich-

stellungspolitik auf Basis unserer Werte. Diese Werte sind jetzt 

aber nicht Schnitzel, Gabalier, Trachtenumzüge oder reakti-

onären Vorstellungen, die sich im Begriff einer »Leitkultur« 

verdichten, sondern die eu-Grundrechtecharta, die Europäi-

sche Menschenrechtskonvention und die österreichische Ver-

fassung. That’s it. 

Es geht um kulturelle Pluralität unter Einhaltung sämtli-

cher gesetzlicher Normen. Die sind einzufordern und ein-

zuhalten als BürgerIn; als Bewegung sind wir darüber hinaus 

unserer Programmatik mit den vier Säulen Freiheit, Gleich-

heit, Gerechtigkeit und Solidarität verpflichtet. Irgendwel-

che Sonderbestimmungen für einzelne, meist schon sozial 

benachteiligte Gruppen, die als »Integrationsunwillige« oder 

als »Integrationsverweigerer« symbolisch markiert und be-

straft werden, fördern hingegen nur bestehende, strukturelle 

Ausgrenzungen. 

Das ist die Logik der Polizei, nicht die Logik der Eman-

zipation. Wenn ein Vater/Sohn nicht mit einer Lehrerin re-

den will, ist das primär kein »Integrationsproblem«, sondern 

ein sexistisches Machogehabe, das es abzustellen gilt. Frau-

en- und Kinderrechte sind nicht verhandelbar, das muss allen 

klar gemacht werden. Das müssen die Kinder – und damit 

zukünftigen Eltern – in der Schule auch lernen. Seit gefühl-

ten 100 Jahren fordern wir eine bessere politische Bildung! 

Ein Patriarch, der glaubt seine Tochter im familiären Haushalt 

einsperren zu müssen und ihr somit den Weg auf den Arbeits-

markt versperrt, wird uns immer zum Gegner haben. Hier gilt 

es aber feministisch argumentierend entgegenzuhalten und 

weniger mit Verweis auf kulturelle oder etwaigen religiösen 

Hintergründen. Der Ton macht die Musik und die Noten 

für unsere sozialdemokratische Symphonie liegen in unserem 

Grundsatzprogramm: »Wir treten für die gleichberechtigte 

Teilhabe aller an der Gesellschaft ein und stehen dabei an der 

Seite der sozial Schwächeren.« 

Es geht um Ökonomie und Soziales, weniger um Kultur 

und Identitäten. Wir müssen hier – um beim erwähnten Fall-

beispiel zu bleiben – die Tochter stärken, ihr Selbstbewusst-

sein und ihre Stärken fördern und jene strukturellen Bedin-

gungen schaffen, die ihr Möglichkeits- und Freiräume geben: 

Deshalb braucht‘s eine Ausbildungspflicht bis 18 und deshalb 

– warum nicht? – eine Verlängerung der Schulpflicht. Und 

deshalb müssen wir unser Schulsystem so organisieren, dass 

kein einziges Kind mehr ihren Bildungsweg abbricht. 

Das sind unsere Kinder, das ist ihre und unsere Zukunft. 

Wenn es Probleme mit der Partizipation der Eltern und 

Schüler am Schulsystem gibt, liegt das vielleicht weniger 

am kulturellen Hintergrund oder »Willen«, sondern daran, 

dass wir noch immer ein Schulsystem aus dem 19. Jahrhun-

dert mitschleppen. Und hören wir bitte endlich mit die-

ser Kulturalisierung sozialer Verhältnisse auf: Wenn Kinder 

im Gemeindebau herumschreien, dann machen nicht »die 

Ausländerkinder« Lärm, sondern dann haben verschiedene 

Generationen unterschiedliche Interessen auf beschränktem 

Raum, die man solidarisch unter einen Hut bringen muss. 

Es ist mitunter mühsam bis eine adäquate »Hausordnung« 

für ein vielfältiges Miteinander gefunden wurde, aber lang-

fristig erfolgsversprechender, als sofort nach der Polizei zu 

rufen. 

Die Leute müssen mehr miteinander reden, ihre Sprach-

losigkeit schlägt zu oft in Ressentiments, Angst und Repres-

sion um. Deshalb ist es auch so wichtig, dass alle eine gemein-

same Sprache miteinander finden. Und die ist nun mal unsere 

Amtssprache, auch wenn jeder von uns seine anderen und 

zusätzlichen Sprachen pflegen und fördern soll. Mehrspra-

chigkeit ist immer wichtig, aber die deutsche Sprache ist ein 

zentraler Schlüssel für erfolgreiche Integration. Integrations 

als Gleichstellungspolitik zu verstehen heißt sprachpolitisch 

folgendes: Die Menschen mit Deutsch als Zweit- oder Dritt-

sprache sind gegenüber jenen mit Erstsprache benachteiligt, 

weshalb es hier leicht zugängliche, erschwingliche, gruppen-

spezifische Sprachförderungen braucht, die alltagsadäquat sind 

und die Lernenden zur gesellschaftlichen Teilhabe ermächti-

gen. Ein sinnvolles Lernklima unter Ausweisungsandrohung, 

wenn man einen Test nicht besteht, wird nicht möglich sein. 

Aber: Es sollte klar geworden sein, dass Sprache nicht alles 

ist, sondern Integration alle gesellschaftlichen Teilbereiche be-

trifft und Gleichstellungspolitik überall stattzufinden hat. In-

tegrationspolitik ist daher gesellschaftliche Querschnittsmate-

rie und nicht auf den Erwerb der deutschen Sprache oder die 

KEINE ANGST VOR DER EIGENEN COURAGE VON NURTEN YILMAZ



Funktion als wirtschaftliche Schlüsselkraft für den »Standort 

Österreich« reduzierbar. 

ZUM BEISPIEL: GLEICHSTELLUNG 

IM POLITISCHEN SYSTEM

Unabhängig von Geschlecht, Herkunft, ethnischer Zuge-

hörigkeit, Hautfarbe, sexueller Orientierung oder sozialer 

Schicht, soll jede Person Anrecht auf soziale Teilhabe und 

Teilnahme haben. Erfolgreiche Integrationspolitik hat jene 

sozialen Bedingungen bereitzustellen und jene Initiativen zu 

unterstützen, die auf die Inklusion und Chancengleichheit al-

ler abzielen. Und das gilt auch für das politische System. Der 

Ausschluss vom Wahlrecht für nicht-österreichischer Staats-

bürgerInnen stellt eine Hürde für Gleichberechtigung dar. 

Eine volle rechtliche Integration ins politische System gibt’s 

nun aber erst mit der Staatsbürgerschaft. 

Und hier kracht an mehreren Ecken: Das aktuelle Staats-

bürgerschaftsgesetz steht im Grunde rechts von der cdu und 

operiert im Geiste eines nationalstaatlichen, konservativen 

Elitismus. Die Staatsbürgerschaft gibt’s als »Goody« für ein 

paar auserwählte KünstlerInnen, SportlerInnen oder Inves-

toren (unter Schwarz-Blau), während z. B. aktuell 18 % der 

Drittstaatsangehörigen in Wien nicht einmal genügend ver-

dienen, um die für die Staatsbürgerschaft nötigen Einkom-

mensgrenzen zu erreichen (vgl. 3. Wiener Integrations- & 

Diversitätsmonitor 2013). Das ist ein Schlag ins Gesicht jedes 

und jeder SozialdemokratIn. Wir setzen uns für die Mitbe-

stimmung aller ein, egal ob Migrantin oder Nicht-Migrantin. 

Das sind unserer Leute, denen hier systematisch politische 

Mitbestimmung verwehrt wird. Der Demos, d.h. das Volk, 

sind wir alle und demokratische Selbstbestimmung bedeutet, 

dass alle, die von Gesetzen betroffen sind, auch darüber befin-

den sollen. Aktuell sind 24 % der WienerInnen und Wiener 

im wahlfähigen Alter von demokratischen Wahlrechten aus-

geschlossen und es werden jährlich ca. 1 % mehr. In meinem 

Bezirk Ottakring gibt es Sprengel, wo nur mehr jeder Vier-

te überhaupt wahlberechtigt ist. Das hat mit Demokratie nur 

mehr wenig zu tun. Wir steuern auf eine Legitimitätskrise des 

politischen Systems zu. 

Wer nicht mitreden darf, der interessiert sich dann auch 

nicht für politische Belange, d.h. die Identifikation mit dem 

(neuen) Land wird dann auch mangelhaft sein. Mal abseits da-

von, dass durch diesen Ausschluss von ArbeiterInnen mit Mi-

grationsgeschichte deren Wünsche, Ideen und Interessen im 

politischen System nur mehr schwierig erfasst werden können. 

Und das trifft uns als Sozialdemokratie im besonderen Maße, 

sind wir doch deren »natürlicher« Repräsentant auf der poli-

tischen Bühne. Das sind unsere Leute, die uns auch wählen 

würden. Einbürgerungspolitik ist Integrationspolitik und die 

Einbürgerung ein zentraler Baustein des Integrationsprozesses. 

Wenn sich durch ökonomische, zeitliche oder bürokratische 

Hürden diese Integration verzögert, dann sinkt tendenziell 

auch die Eigenverpflichtung der MigrantInnen zur Integra-

tion. Wenn Kids in der zweiten oder dritten Generation eine 

Re-Ethnisierung durchlaufen und plötzlich plötzlich als nati-

onalistische Serben, Türken oder was auch immer auftreten, 

dann hat das auch damit zu tun, dass ihnen der österreichische 

Staat zu wenig Identifikationsangebote macht: Wir machen 

hier bei uns geborene Kinder völlig unnötig zu »Ausländern«. 

Ein Kind, das hier in den Kindergarten geht, Lehre und 

Matura macht und mit an Sicherheit grenzender Wahrschein-

lichkeit hier bleiben wird, weil Österreich seine Heimat ist. 

Dieses Kind wird automatisch per Geburt zum »Ausländer-

kind«, weil und wenn seine Eltern nicht die Staatsbürgerschaft 

haben. Jedes Jahr kommen alleine in Wien 10 000 Kinder 

als Ausländer zur Welt. Diese Kindern müssen später büro-

kratische Hürden überwinden, damit sie das werden, was 

sie sowieso sind: ÖsterreicherInnen. Wir sind einer der we-

nigen Staaten, die noch an diesem »Abstammungsrecht« bei 

der Staatsbürgerschaft festhalten. Lassen wir das 19.Jahrhun-

dert zurück: Wer hier geboren wird, soll den Pass erhalten, 

wenn sich die Eltern zumindest fünf Jahre in Österreich legal 

aufhalten.

Diese ökonomischen, zeitlichen und bürokratischen Hür-

den sind wissenschaftlich belegbar (u.a. Karasz/Perchinig 2013, 

Stern/Valchars 2013) und schlagen sich in einer der gerings-

ten Einbürgerungsrate Europas nieder: In den 1980er und 

1990er Jahren entfielen auf 100 ausländische Staatsangehörige 

im Schnitt 2,4 Einbürgerungen, von 2000 bis 2005 lagen die 

Raten bei 5. Seither sinkt die Einbürgerungsrate und lag für 

2013 bei einem Wert von 0,7 % (Statistik Austria). Damit sind 

wir nach Tschechien, Slowakei, Estland der restriktivste eu-

Mitgliedsstaat (eurostat 2014). 

Es gilt anzuerkennen, dass es Menschen mit mehreren 

Heimaten gibt, weshalb Doppelstaatsbürgerschaften erlaubt 

sein sollten. Das hilft übrigens auch den Auslandsösterrei-

cherInnen, die auch gerne in ihrer neuen »Heimat« mitreden 

wollen. Und wir müssen die Gebühren senken, weil es aktu-

ell für Arbeiterfamilien oftmals nicht leistbar ist, den öster-

reichischen Pass zu beantragen. Und weg mit den Einkom-
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mensgrenzen, weil es dadurch über die Hintertür wieder eine 

Art »Zensuswahlrecht« gibt. Passen wir die Gesetze an unsere 

Grundwerte an – nicht umgekehrt. So wie unsere Bewegung 

das Frauenwahlrecht nach dem 1.Weltkrieg erkämpft hat, so 

gilt es auch jetzt mehr Mitbestimmung zu erstreiten.

NURTEN YILMAZ 

ist seit 2013 Nationalratsabgeordnete 

und Integrationssprecherin der SPÖ.
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er Spuk auf der Straße scheint vorerst vorbei. 

Nachdem vor allem in Dresden mehrere Monate 

lang, mit ständig wachsendem Zuspruch, tausende 

selbsternannte »Patrioten« gegen eine vorgebliche 

»Islamisierung des Abendlandes« marschierten, sinkt seit Ja-

nuar der Zuspruch rapide. Spaltung, politische Vereinnah-

mung und eine gewisse Veralltäglichung des Protests lassen die 

selbsternannte »Bewegung« ebenso schnell schrumpfen, wie 

sie zuvor angewachsen war. Fürchtete oder erwartete man-

cher Kommentator Ende November noch eine Ausweitung 

des Phänomens auf die ganze Republik – die vielfältigen Ab-

leger in Köln, Kassel, Würzburg und anderswo ließen derar-

tiges zumindest für möglich halten – so schien mit Beginn 

des Jahres 2015 klar: »Das Abendland bleibt in Dresden«1. Die 

sogenannte pegida-Bewegung ist und bleibt also letztlich ein 

sächsisches Phänomen mit einer starken Verankerung in und 

um Dresden.

Nur hier ziehen, 25 Jahre nach der auch und gerade in 

Dresden so erfolgreich ostdeutschen Revolution, Montag für 

Montag tausende Menschen durch die Stadt, um ihre »Ängs-

te« vor einer »Islamisierung des Abendlandes« auf die Straße 

zu tragen, mit der Revolutionslosung »Wir sind das Volk« auf 

den Lippen. Doch was die »Patriotischen Europäer« eint, ist 

gerade nicht der mit 1989 verbundene Kampf für Freiheit und 

Freizügigkeit, gegen Mauern an Landesgrenzen und in den 

Köpfen. Sondern das blanke, ressentimentgeladene Gegenteil. 

Da kann die ehemals mahnende Ruine der Frauenkirche noch 

so sehr daran erinnern, wozu die »christlich-abendländische 

Tradition«, auf die sich pegida beruft, auch fähig gewesen 

ist. Zynisch mutete deshalb auch der ständige Verweis auf die 

Revolution von 1989 an. Ein rhetorisches Husarenstück auch 

von AfD-Sprecher Konrad Adam in den pegida-Demonstra-

tionen eine Reaktion auf »die jahrzehntelange Gängelei durch 

Medien und Altparteien« sehen zu wollen.2 

Denn pegida steht nicht in der Tradition von 1989, son-

dern in einer viel traurigeren, in Sachsen politisch-kulturell 

tief verankerten Ablehnung des Anderen, sei es fremd, sei es 

links, sei es irgendwie modern. Einzig in Sachsen, und mit 

Abstrichen in Bayern, kommt das linke Lager weder in Um-

fragen noch in Wahlen deutlich über vierzig Prozent Zustim-

mung, der rot-grüne Meinungsumschwung von 1998 bis 2005 

bildet sich in Sachsen nicht ab, nur in Sachsen haben AfD und 

npd zugleich ihre Hochburgen. 

Schließlich wird in Sachsen schon seit den Neunziger 

Jahren mit ultrakonservativen, ins Extremrechte reichenden 

Parolen Politik gemacht. Gruppenbezogene Menschenfeind-

lichkeit, also die feindselige Einstellung gegenüber Menschen, 

die religiös, sozial, ethnisch, lebensstilistisch etc., von einer 

selbstgesetzten Norm abweichen3, ist in Sachsen dauerhaft an-

wesender und relevanter Teil der politischen Auseinanderset-

zung, parlamentarisch repräsentiert bisweilen durch die Uni-

on, dann einige Jahre durch die npd und nun durch die AfD.

RECHTE AUFMÄRSCHE –  

EINE TRAURIGE TRADITION

Erinnert sei an das Jahr 1991, als vom sächsischen Hoyers-

werda ausgehend eine ganze Reihe von ausländerfeindlichen 

An- und Übergriffen die Bundesrepublik erschütterte. Er-

innert sei aber auch an den ehemaligen sächsischen cdu-

Justizminister und Bundespräsidentschaftskandidaten Steffen 

Heitmann, der 1993 zu Protokoll gab, es gäbe in Deutsch-

land »eine intellektuelle Debattenlage, die nicht unbedingt 

dem Empfinden der Mehrheit der Bürger entspricht, die 

PEGIDA, AFD UND DIE POLITISCHE KULTUR IN SACHSEN VON MICHAEL LÜHMANN
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man aber nicht unbestraft verlassen kann. Und dazu gehört 

das Thema Ausländer. Dazu gehört das Thema ›Vergangen-

heit Deutschlands‹: die Nazi Vergangenheit. Dazu gehört das 

Thema Frauen.«4 Hier müsse, so Heitmann weiter, dem Nor-

malbürger auch einmal die Stimme verliehen werden – jene 

Stimme des gesunden Menschenverstandes, die rechtspopu-

listische Bewegungen immer wieder bemühen, um sprach-

liche Grenzüberschreitungen wider die politische Korrekt-

heit des vermeintlichen linksliberalen Meinungsmainstreams 

zu durchbrechen.5 Heitmanns Einwürfe 1993 – die ihn zwar 

die Kandidatur zum Amt des Bundespräsidenten kosteten, 

gleichwohl nicht seinen Posten als sächsischen Justizminis-

ter gefährdeten – tauchten in den vergangenen Monaten in 

Abwandlung wieder auf. »Mut zur Wahrheit«, der »gesunde 

Menschenverstand«, die AfD als Wiedergängerin Heitmanns, 

erzielte in Sachsen schon vor ihrem Höhenflug zur Europa-

wahl ihre besten Ergebnisse.

Auch rechte Aufmärsche haben in Sachsen eine traurige 

Tradition. Erinnert sei hier etwa an die vielfach in Verges-

senheit geratenen Aufmärschen von npd und jn zum und am 

Leipziger Völkerschlachtdenkmal, die erst nach einem langen 

Kampf der Leipziger Zivilgesellschaft aus der Stadt verdrängt 

werden konnten. Die schnelle Gegenwehr gegen einen mögli-

chen legida-Ableger sollte dabei auch als Signal nach Dresden 

verstanden werden, pegida deutlich mehr zivilgesellschaftliche 

Empörung entgegenzusetzen, als die immer kleiner werden-

den Gegendemonstrationen es derzeit tun. Und nicht zuletzt 

wird daran zu erinnern sein, dass die nsu-Terroristen mehr 

als ein Jahrzehnt ausgerechnet in sächsischen Städten Unter-

schlupf finden konnten. 

Dennoch, im Parlament blieben die rechten Parteien lange 

außen vor. Die Sächsische Union und die »Junge Union Sach-

sen und Niederschlesien« ließen rechts von sich lange keinen 

Platz. Noch im Jahr 1999 scheiterten offen rechte Parteien in 

Sachsen – allerdings nur an ihrer Zersplitterung. Erst 2004 ge-

lang es der npd mit 9,2 Prozent fast auf die spd aufzuschließen. 

Mit einer solchen Zustimmung im Rücken schwadronierte 

die npd im Folgejahr vom »Bombenholocaust« und beorderte 

fortan rechte Kräfte Jahr für Jahr in die sächsische Hauptstadt, 

um diese als neuen rechten Erinnerungsort für ihre Zwecke 

zu instrumentalisieren. 

Dank der auch vielfach zugereisten beharrlichen Zivilge-

sellschaft gehört dieses gruselige Ritual zwar der Vergangen-

heit an.6 Allerdings wirft die mediale und juristische Nachbe-

reitung der Gegendemonstrationen wiederum ein Schlaglicht 

auf die Spezifik der öffentlichen Auseinandersetzung in 

Sachsen.

WISSENSCHAFTLICHE, POLITISCHE  

UND KULTURELLE POLARISIERUNG

Denn, dass Gegendemonstrantinnen und –demonstranten 

immer wieder als »Linksextremisten« denunziert werden, 

dass einer der wichtigsten Organisatoren, Pfarrer Lothar Kö-

nig, verklagt wurde, dass soeben erst durch das Amtsgericht 

Dresden die Aufhebung der Immunität des linken Minister-

präsidenten Thüringens, Bodo Ramelow, im Zusammenhang 

mit einer Demonstration gegen rechts eingeleitet wurde, ver-

weist als weiterer Mosaikstein auf eine politische Kultur im 

Freistaat Sachsen, in dem antifaschistische Zivilcourage mit-

hilfe der sogenannten Extremismustheorie nicht selten unter 

Generalverdacht gestellt wird. Die Verkürzung von Hannah 

Arendts Totalitarismustheorie als unterkomplexe Theorie der 

Gleichsetzung von links und rechts findet ihren Ausdruck 

und wissenschaftlichen Ausfluss vor allem in der, nahezu al-

lein, in Sachsen üppig gedeihlichen »(Links-)Extremismusfor-

schung«.7 Und diese habe in Sachsen seit Jahren »eine weitest-

gehende Deutungshoheit im öffentlichen Diskurs.«6 

Wie sehr dies in den politischen Diskurs eingesickert ist, 

zeigt die Reaktion der Landtagsfraktion der cdu auf die pegi-

da-Märsche und die Gegendemonstrationen vom 18.12.2014, 

wonach ihre größte Sorge nicht die Forderungen der pegida 

war, sondern die Wahrung des hohen Gutes »der Meinungs- 

und Versammlungsfreiheit«, welche zu verteidigen sind, um 

dem nachzuschieben: »Sitzblockaden sind nicht wie von den 

Linken verniedlichte ›sitzende Veranstaltungen‹, sondern ein 

Verstoß gegen geltendes Recht. Wer das Versammlungsrecht 

anderer einschränkt, muss mit juristischen Konsequenzen 

rechnen. Wir sagen ganz klar: Nein zu Blockaden und Gewalt 

und Ja zu einer friedlich gelebten Protestkultur!«9 Die Speer-

spitzen dieses wissenschaftlich höchst umstrittenen Denkens, 

Uwe Backes und Eckhard Jesse, lehren bzw. lehrten ausge-

rechnet in Sachsen, am Dresdener Hannah-Arendt-Institut für 

Totalitarismusforschung und an der tu Chemnitz.10 Für den 

Politologen Christoph Butterwege ist die Zielrichtung der 

Linksextremismusforschung und damit auch des Vorwurfs des 

Linksextremismus hingegen klar: »Grau- bzw. ‚Braunzonen‘, 

ideologische Grenzgänger und inhaltliche Überschneidungen 

zwischen Konservatismus und Rechtsextremismus werden 

nicht mehr thematisiert oder bewusst tabuisiert.«11 Butterwe-

ges Warnung klingt wie ein Meta-Kommentar zu pegida.
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POLITISCHE REAKTIONEN

Wie aber passen nun die pegida-Demonstrationen in dieses 

Bild? Schließlich sehen und stellen sich die Demonstrantinnen 

und Demonstranten in Dresden nicht in die Denktradition der 

extremen Rechten. Zum einen dürfte vor dem Hintergrund 

mancher Radikalisierung der gerade in Sachsen verbreitete 

»Extremismus der Mitte«12 ein wenig smarter daherkommen, 

zumal er auf eine politische Debatte trifft, die in ihrer Pola-

risierung manch seltsames Freund-Feind-Schema erbaut hat. 

Die Demonstrationen in Erfurt gegen Rot-Rot-Grün wären 

in Dresden vermutlich ungleich größer und heftiger ausgefal-

len. Nahezu 26 % für AfD und npd im Wahlkreis Bautzen V, 

dramatische Zugewinne der AfD im Süden Sachsens schon 

seit 2013, zeigen das politische Potential – auch und gerade 

von pegida.

So verwundert es auch nicht, dass es die AfD war, die von 

Anfang an die Nähe zu pegida suchte. Der stellvertretende 

Sprecher der AfD Alexander Gauland nannte pegida einen 

»natürlichen Verbündeten« der AfD, die Bundessprecherin 

und sächsische AfD-Frontfrau Frauke Petry machte frühzei-

tig Gesprächsangebote, half organisatorisch, wo sie konnte. 

Und auch der eigentliche Vorsitzende der AfD, Bernd Lucke, 

schlug sich tendenziell auf die Seite der Marschierenden von 

Dresden. In der Union war das Bild ungleich vielgestaltiger. 

Zu Merkels radikaler Absage an den Hass der Bewegung ge-

sellt sich in der Union auch immer wieder Verständnis, bis 

hin zu einer offenen und eingelösten Gesprächsbereitschaft in 

der sächsischen Union. Und auch Sigmar Gabriel, immerhin 

Vizekanzler und spd-Chef, suchte den Dialog mit der Be-

wegung, dessen Grundlage eigentlich nicht vorhanden sein 

dürfte, weil Ressentiments und Rassismus keine Basis für de-

mokratischen Dialog sein sollten.13 Vielmehr zeigen die Dia-

logangebote nur eines: dass es AfD und pegida gelungen ist, 

den politischen Diskurs in der Bundesrepublik nach rechts zu 

verschieben.

Und sie zeigen auch, dass die sächsische Union es nicht 

mehr schafft, ein Milieu zu binden, welches sich nicht als 

rechts bezeichnen würde, gleichwohl in seinen Argumenta-

tionsmustern pegida ebenso nahesteht wie die Anhänger der 

npd: das ultrakonservative, radikal-evangelikal überformte 

Milieu des sächsischen Bibelgürtels.14 Jener Region im Süden 

und Osten des Landes, in der sich im Windschatten eines lan-

desweiten Einsickerns von rechtem Gedankengut in die Ge-

sellschaft eine besonders regressive Gesellschaftspolitik erhal-

ten und weiterentwickelt hat: das Verbot von Abtreibung, die 

Ablehnung gleichgeschlechtlicher Ehen, die Ablehnung von 

Gleichstellung und von Meinungspluralismus und immer wie-

der Angst und Stimmungsmache gegen Migranten, Muslime, 

Linke. Das alles ist in jenen Regionen nicht unbedingt mehr-

heitsfähig, aber im politisch-kulturellen Alltag auch mehr als 

ein Randgruppenphänomen. Zur Illustration: Ein Fünftel der 

sächsischen Landeskirchgemeinden drohten mit Kirchenspal-

tung, als die evangelische Kirche gleichgeschlechtliche Part-

nerschaften in sächsischen Pfarrhäusern legalisieren wollte. 

Ein bis heute nur in Sachsen nicht generalisiertes Recht.

HINTER DER FASSADE DES GESUNDEN 

MENSCHENVERSTANDES

Aufgefangen wurde dieses Denken lange Zeit von der sächsi-

schen Union. So trat der ehemalige cdu-Fraktionsvorsitzende 

im sächsischen Landtag, Steffen Flath, in Annaberg-Buchholz 

gern als Redner beim »Marsch für das Leben« auf – einer 

Veranstaltung der christlich-fundamentalistischen »Christ-

demokraten für das Leben«15, die vor allem mit kruden, ins 

Völkische reichenden Thesen zur Abtreibung auffallen. Auch 

die »Aktion Linkstrend stoppen«, ein Zusammenschluss ganz 

besonders konservativer cdu-Mitglieder, ist ein solches Auf-

fangbecken. Hier wird sich dem Kampf der »schleichenden 

Islamisierung« verschrieben, aber auch dem radikalen Lebens-

schutz. »Leitkultur« statt »Multi-Kulti« und »Vorfahrt für Ehe 

und Familie« sind weitere Grundsätze jener Rechtsausleger 

der Union,16 die vor allem in Publikationsorganen der Neu-

en Rechten (»Junge Freiheit«, »Freie Welt«, »politically incor-

rect«, etc.) weiter radikalisiert werden.

Doch auch wenn jener aufkeimende Tea-Party-Konserva-

tismus in der sächsischen Union nicht gänzlich zum Erliegen 

gekommen ist, so stehen dessen radikalere Erben schon längst 

in den Startlöchern. Umso weniger verwundert der Zulauf 

und der Erfolg für die ideologisch hinter pegida stehende 

AfD. Sie ist das neue Sammelbecken unterschiedlich argu-

mentierender gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit und 

zugleich deren Katalysator. 

Mithilfe der freundlichen Fassade einer sachlichen Partei 

des gesunden Menschenverstandes lässt sich ganz anders ge-

gen den Mainstream agieren, als dies mit der npd möglich 

war: Restriktive Zuwanderungspolitik, Schutz der heterose-

xuellen Normalfamilie vor der »Homo-Lobby«, Verbot von 

Abtreibung und Sterbehilfe aus religiösen Gründen (und zum 

Erhalt des deutschen Volkes), die Ablehnung von Gleichstel-

lung als »Genderideologie«, die Geißelung von »Sprachhygie-
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ne«, Islamophobie und Hass auf alles Linke und Grüne. Es ist 

dies vor allem die Ideologie einer Beatrix von Storch, einer 

Frauke Petry und der hinter ihnen stehenden radikalliberalen, 

ultrakonservativen, in evangelikale, extrem-katholische und 

neurechte Kreise und Medien vernetzte Kreise, welche in der 

Verteidigung des »christlichen Abendlandes«17 zum Ausdruck 

kommt. Die argumentativen Übergänge nach rechts sind 

auch anderswo offensichtlich fließend, etwa wenn die AfD im 

Wahlprogramm von »Asylanten« spricht18, wenn die »Patrioti-

sche Plattform« in der AfD (natürlich ein sächsisches Produkt) 

die »Machtpolitik der Islamverbände« und die »Wahnvorstel-

lung einer multikulturellen Gesellschaft« geißelt.19 So steht der 

sich immer mehr durchsetzende Tea-Party-Konservatismus 

der AfD prototypisch für eine »Ergänzung« und Anlehnung an 

extrem rechtes Denken. Kurzum, wenn es darum geht, die-

ses Denken zu stellen, so wird man nicht umhin kommen, 

die AfD politisch zu stellen, weil sich in ihr, vor allem in ihr 

abseits der Aufmärsche auf den Straßen der sächsischen Ka-

pitale die unselige Kultur der Menschenfeindlichkeit mit der 

spezifischen politischen Kultur in Sachsen, einer religiös-fun-

damentalistischen Fundierung in Gestalt des »gesunden Men-

schenverstandes« verbunden hat.

Der Glaube auf Dresdens Straßen über die Vehikel pe-

gida und ihren politischen Arm, die AfD, einem bürgerli-

chen Bündnis anzugehören, öffnet vor diesem Hintergrund 

die Schleusen eines »gesunden Menschenverstandes«, der in 

Sachsen – frei nach Bertolt Brecht – aus fruchtbaren Schoße 

kroch.
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ereits vor rund vier Jahren erarbeiteten wir eine eu-

ropaweite Vergleichsstudie über die Organisations-

reformen in sozialdemokratischen Parteien.1 Man-

ches hat sich seither verändert, doch die Frage von 

damals, ob und wie sich der Niedergang der Sozialdemokra-

tie aufhalten oder gar umkehren lasse, ist unverändert aktuell. 

Seither jedenfalls sind die damals erreichten Tiefpunkte der 

Parteienentwicklung vielfach noch unterschritten worden. 

Die spö in Österreich, schon 2010 mit 243.000 Mitgliedern 

auf ein Drittel ihres Höchststandes von 721.000 Mitgliedern 

abgeschmolzen, hat seither noch einmal beinahe 20 Prozent 

ihres Bestandes verloren und umfasst im Jahr 2014 nur noch 

205.000 organisierte Anhänger. 

In der britischen Labour Party hat sich die Zahl der indi-

viduellen Mitglieder in nicht einmal 20 Jahren seit 1998 von 

400.000 auf 200.000 rundweg halbiert. Statt 48.000 wie vor 

fünf Jahren zählen die dänischen »Socialdemokraterne« heu-

te nur noch 44.000 Mitglieder, die seit 2009 folglich auch 

immerhin noch einmal gut 10 Prozent ihrer Basis eingebüßt 

haben – und damit anteilig einen ebenso großen Verlust ver-

zeichnen wie die französische ps, wenngleich letztere für die-

sen Aderlass nur zwei Jahre benötigte. Und auch die spd in 

Deutschland verliert weiter, von 512.000 im Dezember 2009 

auf 467.000 im Juni 2014. 

Andere Parteien stagnierten zuletzt immerhin, so die sap 

in Schweden. Sie tut dies freilich auf einem historisch nied-

rigen Niveau, ihre Mitgliedschaft wird gegenwärtig auf rund 

100.000 taxiert. Zum Vergleich: In den 1980er Jahren hat-

te die sap durch den Kollektivanschluss der parteinahen Ge-

werkschaften noch 1,2 Millionen Mitglieder, dies bei damals 

acht Millionen Einwohnern. Heute zählt die Partei 100 000 

Mitglieder in einem Land, dessen Bevölkerungszahl auf 9,6 

Millionen gestiegen ist. Diese Zahlen relativieren auch für die 

sap die Diagnose der Konsolidierung – die sich zudem auf die 

Mitgliederebene beschränkt. 

An den Wahlurnen dagegen haben die schwedischen So-

zialdemokraten bei den jüngsten beiden landesweiten Par-

lamentswahlen in 2010 und 2014 mit 30,7 Prozent und 31 

Prozent Ergebnisse eingefahren, die so schlecht zuletzt 1914 

waren. Dieselbe Aussage lässt sich für ihre Schwesterparteien 

in Dänemark und Österreich treffen, die sich elektoral eben-

falls auf den Stand vor etwa 100 Jahren zurückgeworfen se-

hen. Selbst die norwegische »Arbeiderpartiet«, die von 2005 

bis 2013 eine rot-rot-grüne Regierung anführte, musste im 

selben Jahr mit 30,8 Prozent wieder auf den Oppositionsbän-

ken Platz nehmen.2 Und in Deutschland erzielte die spd 2013 

mit 25,7 Prozent ihren niedrigsten Wert bei Bundestagswah-

len nach dem Zweiten Weltkrieg – mit Ausnahme einzig der 

unmittelbar vorangegangenen Wahl von 2009, wo sie mit 23 

Prozent noch schlechter abgeschnitten hatte.

KRISEN ALS MOTOREN UND BREMSEN 

FÜR REFORMPROZESSE

Insofern sich an der Ausgangslage wenig geändert hat und 

die Problemstellungen weitgehend identisch geblieben sind, 

erlaubt sich der Verweis auf die angesprochene, ältere Studie. 

Im Jahr 2010 stellten wir einige Gemeinsamkeiten mit Blick 
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auf den Auslöser und die Ausrichtung von Parteireformen fest. 

Den Anlass zur Erneuerung, so resümierten wir, bilden stets 

unaufhaltbar scheinende Mitgliederrückgänge, herbe Wahl-

niederlagen, kräftig schwindende Vertrauenswerte, kurzum: 

in der Regel reale, zumindest aber gefühlte Krisenzeichen.

Die Reformkräfte formieren sich für gewöhnlich in Pha-

sen des Abschwungs, in Momenten des Verlustes organisatori-

scher Stärke und elektoraler Breite sowie des Rückganges im 

Ausmaß von Regierungsbeteiligungen, in Perioden der Be-

drohung. So diagnostizieren Jan Engels und János Molnàr für 

Ungarn, dass die Rechtspartei Jobbik immer stärker werden 

würde, nach den Kommunalwahlen 2014 bereits den zwei-

ten Platz für sich reklamiere und in der öffentlichen Wahr-

nehmung mittlerweile als potentielle neue Volkspartei und 

fidesz-Hauptherausforderer Nummer Eins gelte.3 

Ein ganz ähnliches Bild zeigt sich für Frankreich und 

Schweden. Immer dann, wenn die französischen Sozialisten 

in der Krise stecken, fangen sie an, über sich selbst nachzu-

denken. Immer dann, wenn die Probleme besonders groß er-

scheinen, nimmt die intellektuelle Schlagzahl in der Partei zu, 

steigt die Intensität der Debatten, werden die großen Identi-

tätsfragen gestellt: »Wer sind wir eigentlich?« und »Was wollen 

wir?«. An die Mitglieder der ps soll demnächst ein Fragebo-

gen verteilt werden, um ihre Einstellungen zu ermitteln. Die 

Nummer Zwei der Partei, Guillaume Bachelay, wird ein co-
mité national de pilotage – einen »nationales Lenkungskomitee« 

– koordinieren, zu dem nationale und internationale Intellek-

tuelle, Wissenschaftler, Unternehmer, Gewerkschafter, Ver-

bandsvertreter und Künstler eingeladen werden, welche die 

ps bei ihrer Suche nach neuen Ideen unterstützen sollen. Als 

Abschluss ist ein grand rassemblement national geplant, also eine 

große nationale Zusammenkunft in Paris, bei der dann über 

eine neue Charta (la charte de l’identité socialiste) abgestimmt 

werden wird. Die neue Charta soll viel weiter als die déclarati-
on de principes aus dem Jahr 2008 gehen. Außerdem sollen die 

Parteistrukturen reformiert werden. Denn die ps funktioniere 

»wie im Jahr 1905«, so der Parteivorsitzende Jean-Christophe 

Cambadélis.4 

In Schweden wiederum kann das neue Etikett der »Zu-

kunftspartei« (framtidspartiet) als Antwort darauf verstanden 

werden, dass die sap bei den Wahlen 2006 und 2010 vor al-

lem in den modernen großstädtischen Milieus an Rückhalt 

einbüßte und die liberalkonservativen Moderaten ihren Vor-

sprung in diesem wichtigen Wählersegment ausbauen konn-

ten.5 Dabei will die Partei künftig 25 Prozent der Listenplätze 

für Personen unter 35 Jahren reservieren. Zudem soll der Rek-

rutierungsprozess der wählbaren Kandidaten der sap moderni-

siert werden, indem künftig ein Eigenschaftsprofil der Kandi-

daten erstellt und auf eine bessere Mischung unterschiedlicher 

Erfahrungs- und Kompetenzwerte geachtet wird.6 

Freilich: Die Verjüngung der Kandidaten war bei der sap 

schon vor der Wahl 2010 geplant, scheiterte damals aber deut-

lich. Vieles von dem, was als organisatorische und program-

matische Reform verkündet wurde, ist insofern keineswegs so 

innovativ wie man zunächst vermuten könnte. Der politische 

Kommentator Göran Eriksson diagnostiziert für das Konzept 

der »Zukunftspartei« folgerichtig, es stelle »eine Fortsetzung 

von Prozessen (dar), die seit mindestens 20 Jahren in der Partei 

abgelaufen sind, aber nicht immer erfolgreich waren.«7 Den 

Unterschied könnte das geschärfte Bewusstsein, sich an einem 

Scheitelpunkt zu befinden, ausmachen.

HOCHMUT-SYNDROM

Wobei andererseits die Gewöhnung an Niederlagen ebenfalls 

nicht unproblematisch ist und den Reformimpetus bremsen 

kann. Die Reaktionen etwa der Exponenten der österreichi-

schen spö auf ihren anhaltenden Niedergang, die – zumindest 

anfängliche – Weigerung, umfassende und tiefgreifende Kon-

sequenzen aus dem historischen Tiefststand bei der letzten 

Nationalratswahl zu ziehen, ist jedenfalls bezeichnend. Or-

ganisationssoziologen besitzen eine Reihe an Begriffskonst-

rukten – von der »Kompetenzfalle« über das »Ikarus-Paradox« 

und das »Hochmut-Syndrom« bis hin zum »pathologischen 

Lernen« – mit denen sie den Niedergang einst erfolgreicher 

Organisationen beschreiben, die unbeirrt an ihre Stärken 

glauben und darüber Veränderungen in ihrer Umwelt igno-

rieren, mit der Folge, dass die einstmaligen Ressourcen frü-

herer Erfolge sich unbemerkt in Quellen des gegenwärtigen 

Misserfolges verkehren. Doch vermag dieser Deutungsan-

satz nicht zu erklären, weshalb einige Parteien in ihrem Re-

formeifer und vor allem auch in ihrem Problembewusstsein 

vor einigen Jahren schon einmal weiter waren als heute.

Der Grund für die getrübte Problemwahrnehmung dürf-

te vielmehr sein, dass zumindest in jenen Parteien, die lange 

schon mit Niedergangserscheinungen konfrontiert sind, die 

heutigen Parteirepräsentanten den Krisen-Schock der letzten 

Jahre ein Stück weit überwunden haben. Die goldenen Jahre 

der Volksparteien geraten, je weiter sie zurückliegen, desto 

stärker auch in den eigenen Reihen in Vergessenheit. Eine 
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Normalität reduzierter Erwartungen und Ansprüche macht 

sich breit. Dafür spricht, dass etwa die aktuellen Wahlresultate 

der spö einer politischen Stimmung entsprechen, wie sie sich 

in den regelmäßigen Umfragen der Meinungsforschungsinsti-

tute seit langem schon niederschlägt. 

DIREKTDEMOKRATIE UND 

INNERPARTEILICHER 

ZENTRALISMUS

Darüber hinaus postulierten wir 2010 in unserer Organisati-

onsstudie, die Reformen würden zumeist an der Organisation 

ansetzen und Lösungen für die Probleme vor allem in mo-

difizierten innerparteilichen Strukturen, Arbeitsweisen und 

Entscheidungsprozeduren gesucht. Die Schlagworte lauteten 

»Partizipation«, »Transparenz« und »Öffnung«. Die diskutier-

ten Maßnahmen reichten von einer Ausweitung der Quo-

tierungen für und einer Reduktion der Größe von zentralen 

Parteigremien über Erleichterungen von thematischen Ba-

sisentscheiden bis hin zu auf die Mitglieder begrenzten Ur-

Wahlen oder offeneren, auch Nicht-Mitglieder einbeziehen-

den Vor-Wahlen für Kandidaten auf Ämter und Mandate. 

Plebiszite zu Sach- und Personalfragen, das heißt Mitglie-

derbefragungen, Ur- und Vorwahlen sind überhaupt vielfach 

der Hoffnungsträger schlechthin. Infolge von Bildungsexpan-

sion und Wissensrevolution, so heißt es oft, sei die Beteili-

gungsfähigkeit der Bevölkerung so groß wie nie zuvor. Auch 

sei die Bereitschaft zur Partizipation unverändert hoch, was 

die Vielzahl an Bürgerinitiativen und der bemerkenswerte 

Anteil in Vereinen organisierter Menschen zeige. Allerdings 

laufe das Engagement an den Parteien vorbei, schuld dar-

an seien unzeitgemäße Parteistrukturen, eine hierarchische 

Willensbildung und Ortsvereine, die sich ausschließlich mit 

kommunalpolitischen Details befassen. Und da sämtliche 

Parteimitgliederstudien den Wunsch nach weitergehenden 

Mitbestimmungs- und Gestaltungsmöglichkeiten als eine der 

wichtigsten Forderungen an die Parteien ermitteln, wird die 

Lösung aus dem Dilemma sinkender Mitgliedszahlen und feh-

lender Anziehungskraft in Experimenten mit Ur- und Vor-

wahlen gesucht.8 

Die bisherigen Erfahrungen bestätigen, dass dadurch ein 

erheblich breiteres Spektrum der Mitgliedschaft mobilisiert 

werden kann als durch die herkömmliche Parteiarbeit. Bei 

letzterer liegen die Beteiligungsraten oft extrem niedrig, mit 

der spektakulären Ausnahme der Schweiz, wo das Aktivitäts-

niveau außergewöhnlich hoch ist, wo im Übrigen die Partei-

arbeit fast ausschließlich von Ehrenamtlichen getragen wird 

und rund die Hälfte der sp-Mitglieder zu regelmäßiger Parti-

zipation bereit ist. 

In den meisten anderen Ländern dagegen gehen zu Mit-

gliederversammlungen zumeist nur etwa zehn Prozent der 

Mitglieder, in den Niederlanden ergab eine Untersuchung 

für die PvdA lediglich 5 Prozent.9 An der Wahl des Spitzen-

kandidaten, der seit knapp zehn Jahren per Urwahl von den 

Mitgliedern bestimmt wird, nahmen dagegen im Jahr 2002 

rund 50 Prozent der Mitglieder teil. Vergleichsstudien zei-

gen, dass sowohl die Art, das heißt vornehmlich der mit dem 

politischen Engagement verbundene Aufwand, als auch die 

Häufigkeit von Plebisziten auf die Mitmachquoten durch-

schlagen – nach dem Prinzip, je aufwendiger und je häufiger 

die Beteiligungsangebote, desto geringer der Mobilisierungs-

erfolg. Ebenso beeinflusst die Landeskultur die Beteiligungs-

raten, weshalb die hochmobilisierten Volkskulturen in Italien, 

Frankreich und der Schweiz regelmäßig imposante Teilnah-

mewerte hervorbringen und andererseits die relativ geringe 

allgemeine Partizipationsneigung in Österreich in der Vergan-

genheit auch auf verhältnismäßig niedrige Mitmach-Quoten 

bei Mitgliederbefragungen der spö durchschlug.10 

Alles in allem aber spricht die Beteiligung der Mitglieder 

für Ur- und Vorwahlen. Doch die direkte Demokratie in den 

Parteien birgt auch Risiken. Plebiszite bringen das wohlorga-

nisierte System von Quoten und Proporzen durcheinander, 

auf das gerade Parteien in extrem fragmentierten Gesellschaf-

ten nicht verzichten können. Die Schweizer haben daher die 

sogenannte »Zauberformel« entwickelt, um mögliche Kon-

flikte zwischen disparaten Sprachgruppen, Kulturen und Mi-

lieus frühzeitig zu moderieren bzw. gar nicht erst aufkommen 

zu lassen. Diese ist seit gut fünfzig Jahren weitgehend unver-

ändert in Kraft und stellt, wenn man so will, die Reinform 

konkordanzdemokratischer Proporzverfahren dar, vermittels 

derer alle wichtigen Bevölkerungsgruppen ihren als gerecht 

empfundenen Anteil an öffentlichen Ämtern, Mandaten und 

Positionen zugesichert bekommen.

Aber auch in homogeneren Nationalstaaten können 

Volksparteien auf institutionalisierte Ausgleichsmechanismen 

kaum verzichten. Schließlich erheben sie den Anspruch, ei-

nen breiten Integrationsbogen über die verschiedenen Gene-

rationen, Schichten oder regionalen Identitäten zu spannen, 

die Gesellschaft im Kleinen abzubilden. Dazu bedarf es unter 

anderem gesicherter personeller Repräsentationen, die nicht 
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den Unwägbarkeiten von Mehrheitsentscheidungen unter-

worfen sein dürfen. Ausgewogene Personaltableaus bei Amts- 

und Mandatsträgern ergeben sich aber nur schwerlich aus ba-

sisdemokratischen Stimmungen. 

Daher: Wo die Basis bei Kandidatennominierungen mit-

bestimmen darf, sind Vorwahlen meist mit Einschränkungen 

und Korrektivvollmachten der Parteispitzen kombiniert. Alle 

sozialdemokratischen Parteien kennen Quotenregelungen, die 

eine zielstrebige Hebung und Absicherung der Frauenantei-

le an Funktionen und Mandaten garantieren sollen. Zumeist 

reicht der Zugriff der Parteizentrale aber noch weiter. So 

wurden zuletzt neben Quotierungen für Frauen mancherorts 

auch Zielmarken etwa für die Repräsentation von Jungpoli-

tikern und Migranten eingeführt. Zusätzlich dazu behält sich 

beispielsweise die Spitze der österreichischen spö außerdem 

die eigenhändige Besetzung von zwanzig Prozent der Listen-

plätze mit sogenannten »zentralen Notwendigkeiten« vor.

Dennoch: Der Trend weist eindeutig in Richtung einer 

stärkeren Beteiligung der Parteibasen. In Schweden begann 

der Reformprozess unter dem Titel »Zukunftspartei« proto-

typisch an der Parteibasis, wo die Mitglieder befragt wurden, 

erst danach führte die Partei auf Distriktebene Workshops 

durch und analysierte die politischen Vorstellungen der Be-

völkerung in verschiedenen Fokusgruppen.11 Der Erneue-

rungsprozess setzte somit auf die Mitsprache der Funktionäre, 

Wähler und insbesondere der Mitglieder.12 

Noch weiter geht der britische Labour-Chef Ed Miliband. 

Im Sommer 2013 skizzierte er die Eckpunkte der von ihm 

geplanten Parteireform in einer Rede.13 In dieser kündigte er 

an, dass nach seinem Willen künftig in allen Wahlkreisen, in 

denen Abgeordnete ihr Mandat niederlegen und ein neuer 

Kandidat zu bestimmen ist, Primaries abgehalten werden sol-

len. Also Wahlen, an denen nicht nur die Parteimitglieder, 

sondern alle interessierten Bürger teilnehmen sollen. Zwar 

soll es hierüber erst einmal einen innerparteilichen Diskussi-

onsprozess geben. Miliband hat aber angekündigt, dass es bei 

der Wahl des Kandidaten für die nächste Londoner Bürger-

meisterwahl auf jeden Fall eine solche offene Vorwahl geben 

wird.

Allerdings zeigt das Beispiel der Labour Party ebenfalls, 

dass ein Mehr an direkter Demokratie nicht unbedingt im 

Widerspruch zu einer forcierten Zentralisierung der parteiin-

ternen Willensbildung steht. Ein Sonderparteitag am 1. März 

2014, auf dem die im Sommer 2013 angekündigte Partei-

strukturreform mit großer Mehrheit beschlossen wurde, fass-

te ebenfalls einen Beschluss zu den kollektiven, sogenannten 

Block-Gewerkschaftsmitgliedschaften. Demnach sollen nach 

einer Übergangsfrist von fünf Jahren nur noch Beiträge für 

Mitglieder, die über eine Gewerkschaft assoziiert sind, akzep-

tiert werden, wenn die einzelnen Gewerkschaftsmitglieder 

sich frei dafür entscheiden. Gleichzeitig sollen den assoziierten 

Mitgliedern bestimmte Partizipationsrechte – insbesondere 

das aktive Wahlrecht bei der Wahl des Parteivorsitzenden und 

das Rederecht bei Mitgliederversammlungen – eingeräumt 

werden.14 

Diese Veränderung resultiert in der Auflösung des »Elec-

toral College« bei der Wahl des Parteivorsitzenden, in wel-

chem die Stimmen der Mitglieder der Unterhausfraktion, der 

Gewerkschaftsmitglieder und der normalen Parteimitglieder 

bisher jeweils mit einem Drittel gewichtet wurden, mit der 

Folge, dass zum Beispiel die Stimme eines Gewerkschaftsoffi-

ziellen erheblich mehr zählte als die eines einzelnen Parteimit-

gliedes. Bei der Wahl des Vorsitzenden gilt künftig das »One-

Member-One-Vote«-Verfahren.15 Das kommt einerseits dem 

einzelnen Mitglied zugute. Andererseits wird die das ganze 

letzte Jahrhundert über gefürchtete »Block Vote« der Gewerk-

schaften gebrochen – und insofern eine wichtige innerpartei-

liche Vetomacht und potentielle Widerstandsquelle gegen den 

Kurs der Parteiführung empfindlich geschwächt. 

Der Parteispitze scheint die Strukturreform wichtig zu 

sein, so wichtig, dass sie auch finanzielle Einbußen hinzuneh-

men gewillt ist. Der derzeit lautstärkste Kritiker der Partei-

führung, der Chef der Gewerkschaft Unite, Len McCluskey, 

hat nach dem Sonderparteitag jedenfalls bekannt gegeben, 

dass Unite die Zahl der von ihr gestellten assoziierten Labour-

Mitglieder auf 500.000 halbiert, sodass auch die jährlich ab-

geführten Beitragszahlungen für 2014 von 3 auf 1,5 Millionen 

Pfund gekürzt werden. Damit folgt Unite einem Schritt der 

Gewerkschaft gmb, die bereits zuvor angekündigt hatte, die 

Zahlungen von 1,2 Millionen auf 150.000 zu drücken.16 La-

bour drohen also noch vor Beginn des Wahlkampfes gewaltige 

Budgeteinschnitte.17 

Dass man nicht von einer Schwächung der Parteispitze 

durch direktdemokratische Beteiligungsmöglichkeiten ausge-

hen sollte, darauf weist auch das ungebrochene Geschlossen-

heitspathos hin, das von hohen Parteirepräsentanten bei jeder 

Gelegenheit beschworen wird. Mehr noch: Manche Mitglie-
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derbefragung scheint weniger durch einen echten Glauben 

an den Wert der Basisdemokratie inspiriert als vielmehr dem 

Wunsch geschuldet zu sein, die Mitglieder richten zu lassen, 

was die Parteiführung alleine nicht zu lösen vermag. Die Ab-

stimmungen von spd-Mitgliedern in Thüringen und im Bund 

etwa, hier über die Große Koalition in Berlin, dort über ein 

rot-rot-grünes Bündnis in Magdeburg, wurden nicht zuletzt 

deshalb ausgerichtet, weil die Spitzen den angestrebten Weg 

in die umstrittenen Koalitionen nur auf diese Weise gehen 

konnten.18 

DIE REFORMVERHINDERER: 

DER PARTEIMITTELBAU

Die Verlierer einer stärkeren Basisbeteiligung sitzen anders-

wo, im organisatorischen Mittelbau. In Schweden starteten 

im Herbst 2010 sozialdemokratische Blogger auf dem Blog-

netzwerk Netroots eine »Offene Krisenkommission«, wo al-

ternative Modelle zur Wahl des Parteivorsitzenden diskutiert 

wurden. Das Modell der Blogger beinhaltete neben der Auf-

wertung des Stimmrechts jedes einzelnen Mitglieds, Vorwah-

len und der Basisbefragung aller Kandidaten eine vollkomme-

ne Entmachtung der regionalen Parteidistrikte bei der Wahl 

des Vorsitzenden.19 

Für die Verortung der innerparteilichen Reformwider-

stände liefert die Diskussion um die sogenannten Primaries 

in Deutschland ein anschauliches Beispiel. In den Jahren 2010 

und 2011 zählte auch der spd-Vorsitzende Sigmar Gabriel 

zu den eifrigen Apologeten offener Vorwahlen. Dass Partei-

en keine geschlossene Veranstaltung sein dürften, gehörte in 

dieser Zeit zu seinem Credo. Daher sollte beispielsweise der 

Kanzlerkandidat künftig nicht mehr von den Gremien oder 

kleinen Zirkeln gekürt, sondern von der Basis, erweitert um 

interessierte Nicht-Mitglieder, gewählt werden. Gegen diese 

Öffnung über die Parteigrenzen hinaus rebellierten die Par-

teiflügel, Arbeitsgemeinschaften und mittleren Organisations-

einheiten. »Unsinn« verlautbarte es aus dem Seeheimer Kreis 

konservativer Sozialdemokraten. Und nach Protesten aus Lan-

des-, Bezirks- und Unterbezirksverbänden wurde die Vorwahl 

zu einer bloßen Verfahrensmöglichkeit herabgestuft, über de-

ren Durchführung der Vorstand der jeweiligen Gliederungs-

ebene entscheiden darf. 

Auch die bisherigen Versuche zur Reform der spö schei-

terten ganz wesentlich am Funktionärskörper der Partei: an 

seiner schieren Größe, aber ebenso sehr an der hohen Kon-

tinuität im sozialdemokratischen Apparat. Zahlreiche Träger 

der Parteiarbeit wirken in ihren Funktionen bereits seit Jahr-

zehnten unbeirrt. In den siebziger Jahren mit idealistischem 

Überschuss eingetreten, sind sie in ihren Ämtern langsam des-

illusioniert, mürrisch und alt geworden. Nostalgisch blicken 

sie auf ihre Eintrittsjahre zurück, in die Kreisky-Ära, deren 

Namensgeber ihnen unverändert als der prototypische Vorsit-

zende und deren Sozialdemokratie ihnen weiterhin als anzu-

strebendes Ideal gilt. 

Wenn Aktive und Ehrenamtliche überaltert sind, was un-

ter anderem auch auf den Funktionärskader und die größere 

Parteiführung (geschäftsführender Ausschuss und Parteivor-

stand) der schwedischen sap zutrifft, sind Lernstörungen und 

Verweigerungshaltungen wahrscheinlicher. Denn alle neuen 

Informationen werden auf die Lösungsansätze und Erfahrun-

gen der Vergangenheit projiziert, was zu Fehlanpassungen und 

im schwersten Falle zu organisatorischem Strukturkonserva-

tismus führen kann. Im Jahr 2011 dominierten nach Berech-

nungen des Svenska Dagbladet die Kohorten der 1950er Jahre 

die Parteiführung der schwedischen sap.20 

»Pathologisch ist ein Lernprozeß«, schrieb bereits vor 

mehreren Jahrzehnten der Politikwissenschaftler Karl W. 

Deutsch, »durch den die zukünftige Lernfähigkeit des Systems 

nicht erhöht, sondern vermindert wird. Wille und Macht 

können leicht in selbstzerstörerisches Lernen umschlagen, 

wenn sie zur Überbewertung der Vergangenheit gegenüber 

der Zukunft (…) oder gegenwärtiger Erwartungen gegenüber 

allen möglichen Überraschungen, Entdeckungen und Verän-

derungen führen.«21 Dieses pathologische Lernen zeigt sich 

dort, wo Funktionäre im Rentenalter sämtliche nicht in ihr 

Konzept passenden Erfahrungen ausblenden, eine introver-

tierte Binnenorientierung den Informationsaustausch mit der 

Außenwelt ersetzt und wider allen gesellschaftlichen Wandel 

gestrige Erfolgsmodelle fortzuschreiben versucht werden.

Den Beharrungskräften des Parteiapparates kommen auch 

die zuletzt gehäuften Wechsel an der Spitze der sozialdemo-

kratischen Parteien zugute. In der schwedischen sap steht mit 

Stefan Löfven aktuell bereits der vierte Vorsitzende seit der 

Wahlniederlage von 2006 an der Parteispitze, zwischen 1925 

und 1996, also innerhalb von 71 Jahren, waren es genauso vie-

le. Die spö hatte zwischen 1945 und 1983 drei Vorsitzende, 

seither immerhin schon 6, die spd seit Willy Brandts Rück-

tritt 1987 sogar 11. 

Mit jedem Vorsitzenden sind personelle Umbesetzungen 
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an der Spitze und inhaltliche Neujustierungen verbunden, 

ein jeder verfolgt eigene Lieblingsprojekte und bricht die der 

Vorgänger ab oder lässt sie versanden. Das muss nicht immer 

schlecht sein. Für die Parti Socialiste kommt Michel Noble-

court zu dem Urteil, dass man die Partei nach dem Amtsan-

tritt von Jean-Christophe Cambadélis wieder »hört (…) Sie 

ist sehr geschwächt aus der Kommunalwahl hervorgegangen«. 

Aber sie sei wieder sichtbar geworden. Innerhalb von hun-

dert Tagen habe »Camba« die Beziehungen mit der Exekuti-

ve geklärt, die Basis für eine Sanierung der Partei gelegt und 

versucht, die Verbindungen mit der Gesamtheit der Linken 

wiederherzustellen.«22 Dennoch: Den »Anti-Désir«, also das 

Gegenstück zu seinem Vorgänger, gibt er trotzdem.

Von Parteireformen blieb dadurch in der Vergangenheit 

zumeist nicht allzu viel. Trotz gewisser Erfolge gilt das auch 

für den jüngsten Reformprozess der spd in Deutschland. Der 

brisanteste Punkt, die offenen Vorwahlen bei der Bestimmung 

des Kanzlerkandidaten, wurde – wie erwähnt – gestrichen. 

Und über den Rest hieß es in dem Abschlusspapier »Partei 

in Bewegung« bewusst unverbindlich, dass nicht zuvörderst 

Satzungskorrekturen angestrebt würden, sondern »Praxisän-

derungen«.23 Das gilt in ähnlichem Maße für die Reformpro-

zesse der schwedischen sap. Insofern überrascht es nicht, dass 

nach dem intimen Kenner der sozialdemokratischen Organi-

sation in Schweden, Ulf Bjereld, in der Partei weiterhin eine 

»autoritäre Kultur der Verschlossenheit (gelte), die allzu lange 

die Parteiarbeit geprägt hat.« 24
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as kürzlich groß gefeierte Jubiläum der friedlichen 

»Wende« von 1989 sollte nicht darüber hinweg-

täuschen, dass der Kalte Krieg eine spannungs-

geladene Zeit war. Vor allem die Anfangsphase 

war eine »heiße« Phase: Ende der 1940er-Jahre hatten Kom-

munisten die Macht in der Tschechoslowakei übernommen 

und Stalin blockierte den Zugang zu West-Berlin. Zwischen 

1950 und 1953 wütete der Koreakrieg. Nirgendwo fühlte 

man diese Erschütterungen stärker als im militärisch besetz-

ten Nachkriegsösterreich, wo die Machtblöcke unmittelbar 

auf einander trafen. Hier befürchtete man eine Teilung des 

Landes ebenso wie einen Putsch der kpö. Überhaupt schien 

eine Invasion der Roten Armee unmittelbar bevorzustehen. 

Die Alliierten rechneten sich für diesen Fall keine Chance 

aus, Westeuropa wirksam zu verteidigen. So wollte man sich 

zunächst zurückziehen, um dann den Gegenschlag zu star-

ten. Bis es soweit war, würden Guerilla- und Partisanenein-

heiten im Rücken der Front aktiv werden. Diese sollten ent-

weder zurückbleiben (»stay behind«) oder später einsickern. 

Ihr Auftrag: Aufklärung, Sabotage und Angriffe aus dem 

Hinterhalt.

MEHRERE TONNEN SPRENGSTOFF

Die cia, selbst erst 1947 gegründet, überwachte den Aufbau 

dieser Spezial- und Guerillaeinheiten in Westeuropa – sowohl 

in den nato-Staaten als auch in neutralen Ländern wie Finn-

land, Schweden und der Schweiz. In Italien trug die Struktur 

den Decknamen »Gladio«, was seither zum geflügelten Wort 

für Staatsterror geworden ist. Denn die Einheit sollte auch ge-

gen den »inneren Feind«, die starke kommunistische Partei, 

mobilisiert worden sein. So wurde bei einem Bombenattentat 

1972 Sprengstoff aus einem »Gladio«-Depot verwendet.

Und Österreich? 1996 wurden nach Information durch 

die usa 79 Waffenlager lokalisiert. Darin fanden sich meh-

rere Tonnen Sprengstoff, Landescheinwerfer, Schalldämpfer-

pistolen und Jagdmesser – aber auch deutschsprachige An-

leitungen für den Guerillakrieg. »Das lässt darauf schließen, 

dass die Lager – zumindest auch – für österreichische ›Wider-

standskämpfer‹ angelegt worden waren. Zur Unterstützung 

eines Guerillakrieges mit eventueller Unterstützung aus der 

Luft (Nachschub von Waffen und Ausrüstung)«, heißt es im 

Bericht einer eigens eingerichteten Regierungskommission. 

Angelegt wurden die Lager zwischen 1949 und 1954. Genau-

er ließ sich die Funktion sowie eine mögliche österreichische 

Beteiligung damals nicht bestimmen. 

»OPERATION ICEBERG«

Es gibt aber noch andere Quellen: 2006 erschien »My Fa-

ther, the Spy« – ein sehr persönliches Buch des Autors John 

F. Richardson über seinen Vater »Jocko«, der Ende der 1940er 

Jahre cia-Stationschef in Wien war. Darin ist auch Rede 

davon, dass die cia österreichische Funker rekrutierte und 

Funkgeräte an ausgewählten Punkten im Wienerwald vergra-

ben ließ. Selbst Kleidung wurde für den Ernstfall vorbereitet: 

Bergstiefel, Rucksäcke und »Dirndl« für die Frauen. Neue 

Dokumente, die im Rahmen des War Crimes Declassification 

Act freigegeben wurden, beziehen sich auf dieses Unterneh-

men, das nun beim offiziellen Namen genannt werden kann: 

»Operation Iceberg«. Ziel war es, Funker auszusuchen, diese 

zu trainieren und dann gemeinsam mit anderen stay behind-

Kräften an strategisch wichtigen Plätzen in Ost-Österreich (in 

Wien und der sowjetisch besetzten Zone) zu platzieren. Aktiv 

werden sollten sie erst nach Ausbruch von Kampfhandlun-

gen bzw. nachdem sie die Front »überrollt« hatte. Dann sollten 

ÖSTERREICHS KALTE KRIEGER VON THOMAS RIEGLER
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die Agenten in die versteckten Funkgeräte bergen, um damit 

Informationen durchzugeben – bezüglich »militärischer, poli-

tischer und wirtschaftlicher Ziele«. Was sie nicht tun sollten, 

war, sich an Sabotage- oder Widerstandsakten zu beteiligen.

AUGEN UND OHREN DER ALLIIERTEN 

IM KRIEGSFALL

Anfang der 1950er-Jahre zählten zu »Operation Iceberg« 

insgesamt sechs österreichische Funker, die ihre Ausbildung 

großteils abgeschlossen hatten und instruiert waren. Wie aus 

einem cia-Dokument von 1953 hervorgeht, erwartete man 

von ihnen im Kriegsfall das Beschaffen/Durchgeben von In-

formationen – bezüglich von Truppen- und Materialbewe-

gungen, Maßnahmen der Besatzungsbehörden sowie Aufklä-

rung von Bombenschäden in Wien und Wiener Neustadt. 

Die sechs Agenten für »Operation Iceberg« waren fast durch-

wegs Wehrmachtsveteranen und von daher mit der Handha-

bung eines Funkgeräts vertraut. Vom Alter her waren sie bunt 

gemischt, der älteste 46 und der jüngste 23 Jahre alt. Einer der 

Funker war Tierarzt in einem Dorf südwestlich von Wien – 

für die cia war das perfekt als zivile Tarnung geeignet. Auf-

grund seiner Erfahrung als Funker bei der Heeresgruppe Süd 

war der frühere Unteroffizier nach Meinung seiner Betreuer 

allerdings nicht leicht unter Kontrolle zu halten. 

Ein weiterer Agent, ein damals 32-jähriger Elektriker und 

kpö-Funktionär, sollte vor allem das Personal, die Organi-

sation und die Vorhaben der Kommunisten aufklären. Seine 

Homosexualität wurde jedoch als potentielles Sicherheitsri-

siko angesehen, weil der Agent dadurch »erpressbar« sei. Ein 

stiller, introvertierter Typ wiederum war der 26-jährige Medi-

zinstudent, den man für »Operation Iceberg« rekrutiert hatte: 

Streng katholische Erziehung und »bürgerliche Moral« hatten 

ihn zu einem überzeugten Antikommunisten gemacht. Die 

übrigen drei Agenten waren ein technischer Zeichner, ein 

Betriebsaufseher und passenderweise ein Verkäufer von Ra-

dioapparaten. Falls die Rote Armee tatsächlich nach Westen 

vorgestoßen wäre, wären diese Freiwilligen quasi die »Augen« 

und »Ohren« der Alliierten gewesen. Alleine schon dadurch, 

dass sie sich mit der cia einließen, riskierten sie viel.

UNTERSTÜTZUNG DURCH SS-GEHEIMDIENST-

OFFIZIER HÖTTL

Aus den umfangreichen Unterlagen zu »Operation Iceberg« 

geht hervor, dass die cia große Schwierigkeiten hatte, geeig-

netes Personal zu finden. Vielleicht war auch das der Grund, 

dass man offenbar auf einen alten Bekannten zurückgriff: 

Wilhelm Höttl, Schulgründer in Bad Aussee und vormals ss-

Geheimdienstoffizier. Er steht wie kein anderer für die un-

heilige Allianz zwischen westlichen Diensten und Ex-Nazis 

im Zeichen des Kampfes gegen den Kommunismus. Schon 

1948/49 installierten für das cic, den Geheimdienst der us-

Armee, zwei Spionage-Netzwerke. Unter anderem wurde 

eine Gruppe ungarischer Emigranten im Toten Gebirge im 

Partisanenkampf gedrillt. 1996 gab Hött an, dass er auch Fun-

ker und »verlässliche Patrioten« für das stay behind-Programm 

vermittelt hatte: »Da sollte also nur der Kontakt hergestellt 

werden mit verlässlichen Patrioten, österreichischen, die 

dann auch tatsächlich gegen die Besatzungsmacht gearbeitet 

hätten.« 

CODENAME: GRCROOND

In Westösterreich – Salzburg und Tirol – zog die cia noch ein 

viel breiter dimensioniertes stay behind-Netz hoch. Alle Ak-

tivitäten liefen unter der sperrigen Bezeichnung grcroond. 

Es ging darum, Waffen- und Ausrüstungslager anzulegen so-

wie passendes Personal zu rekrutieren – damit die geheimen 

Strukturen im Ernstfall jederzeit einsatzbereit gewesen wären. 

Auch wollte man eine »Flucht- und Evakuierungsroute« von 

Ost- nach Westösterreich anlegen, deren Zubringer bis an die 

ungarische sowie tschechische Grenze heranreichten. vips, 

aber auch abgeschossene Piloten, Agenten oder Überläufer 

sollten so in Sicherheit gebracht werden.

Aus einer Auflistung von 1957 geht hervor, wie viele ge-

heime Waffen- und Ausrüstungslager angelegt wurden: 12 

(1951), 14 (1952), 3 (1953) und 35 (1954). Die Depots wurden 

teils in alpinen Geländen – am Hochschwab, im Sengsenge-

birge, am Pötschen- und Phyrnpass angelegt – und darüber 

hinaus unter anderem in der Nähe von Lambach, Ried im 

Innkreis, am Traun- und Attersee, Bad Hofgastein und süd-

lich von Steyr. Ein Vergleich mit einer Auflistung jener Waf-

fendepots, die 1996 vom Bundesheer geräumt wurden, zeigt 

zahlreiche Übereinstimmungen. Damals hatte sich gezeigt, 

dass die Waffen und Sprengmittel »ungewöhnlich tief« ver-

graben gewesen waren – so tief, dass es bei Schneelage und 

Frost kaum möglich gewesen werde, diese händisch zu ber-

gen. »Dies spricht gegen eine sorgfältige Planung bzw. Durch-

führung der Aktion«, schloss der Untersuchungsbericht. 

Ein Status-Report von Ende 1958 listet insgesamt 18 ver-

schiedene grcroond-Agenten auf. Der jüngste war 30, der 

älteste 59 Jahre alt. Es handelte sich um eine bunt gemischte 

Truppe: Zwei Ski-Lehrer, ein Arzt, ein Automobilhändler, 
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ein Assistent eines Rechtsprofessors, ein Englisch-Lehrer, ein 

Chauffeur, ein Handelsreisender, ein Verkäufer, ein Elektriker, 

ein Handelschul-Lehrer, ein Lagerverwalter, zwei Beamte, ein 

Vorarbeiter sowie drei lokale övp-Politiker. Vor allem letztere 

waren für die cia interessant: Der damals 40-jährige Agent 

»grrepair-7« beispielsweise war Gemeindesekretär, Vorsitzen-

der des örtlichen Veteranenverbands und Versicherungsvertre-

ter. Im Falle einer kommunistischen Machtübernahme würde 

man ihn wahrscheinlich als »Volksfeind« politisch entmachten 

und verhaften, erwartete die cia. Im Kriegsfalle sollte er so 

schnell als möglich all jene rekrutieren, die ihm für eine Ver-

wendung tauglich erschienen. Anschließend würde es darum 

gehen, Luftnachschub oder abgesetzte Spezialkommandos in 

Empfang zu nehmen. Vor allem aber würden der Agent und 

seine Truppe auf genaue Anweisungen warten – und sofern 

befohlen – auch Sabotageakte durchführen.

»WIDERSTANDSGRUPPEN AUFGEBAUT«

Am undurchsichtigsten in all diesen geheimdienstlichen Ma-

növern und Planspielen ist die Rolle der österreichischen Po-

litik: Als 1996 die us-Waffenlager bekannt wurden, meldete 

sich ein Zeitzeuge zu Wort – der 2014 verstorbene Wider-

standskämpfer und Verleger Fritz Molden. Als Sekretär von 

Außenminister Karl Gruber war er damals in die Vorgänge 

eingeweiht. Molden zufolge wurde bereits 1946 »im engsten 

Kreis« besprochen worden, was für den Fall der Errichtung 

des Eisernen Vorhangs innerhalb Österreichs zu tun sei. Fast 

ein Jahr habe es dann gedauert, bis die Alliierten davon über-

zeugt werden konnten, dass es notwendig wäre, für diesen 

Fall auch Waffenlager anzulegen. So sei man daran gegangen, 

»Widerstandsgruppen« aufzubauen – in Ministerien, Gewerk-

schaften und Wirtschaft.

Konkret entstand im Gewerkschaftsapparat Anfang der 

1950er-Jahre eine »systematische Abwehrorganisation«. Vo-

rangetrieben wurde dieses »Sonderprojekt« von dem Vor-

sitzenden der Gewerkschaft der Bau- und Holzarbeiter und 

späteren Innenminister Franz Olah (1910 – 2009). Dieser war 

im Oktober 1950 an der Auflösung einer Streikbewegung ge-

gen das 4. Lohn- und Preisabkommen beteiligt gewesen. Die 

Ereignisse waren von der spö-övp-Regierung als Putschver-

such der kpö interpretiert worden. Um für den »Fall einer 

neuerlichen Machtprobe mit den Kommunisten« gerüstet zu 

sein, wurde laut Olah mit dem Aufbau einer »systematischen 

Abwehrorganisation« begonnen. Dieses »Sonderprojekt« lief 

zwecks Tarnung unter einem eigens gegründeten Verein na-

mens Österreichischer Wander-, Sport- und Geselligkeitsver-

ein (öwsgv), über den Fahrzeuge und Räumlichkeiten ange-

mietet wurden. 

GAR NICHT HARMLOS

Zentrales Element war auch hier der Aufbau eines Funk-

Netzes zur Koordination. Spezialgruppen wurden aber auch 

in der Handhabung von Schusswaffen, Plastiksprengstoff und 

Selbstverteidigung ausgebildet. In der Wiener Liebhartsgasse 

befand sich ein Depot mit italienischen Karabinern, Pistolen, 

Tränengasbomben, Feldstechern. Weitere »zwei oder drei« 

große Waffenlager wurden im Westen, außerhalb der sowje-

tischen Zone eingerichtet. Eines davon dürfte 1996 lokalisiert 

worden sein – in Weichselboden/Höll nahe Mariazell. Es war 

das umfangreichste der geräumten Depots. 

Als Olah 1969 vor Gericht gefragt wurde, woher die 

Angehörigen des »Sonderprojekts« ihre Kenntnisse hatten, 

antwortete er: »Sie waren im Krieg. Aber ihre Kenntnisse 

wurden von Fachleute in Ausbildungslagern aufgefrischt, sie 

wurden ja eigens geschult.« Die Finanzierung (einer Aussage 

zufolge zwischen acht und zehn Millionen Schilling) wurde 

höchstwahrscheinlich über die cia bzw. die antikommunisti-

sche American Federation of Labor and Congress of Industrial 

Organizations (afl-cio) bereitgestellt. 

Insgesamt, so Olah später, seien »wohl ein paar tausend 

Österreicher  mit unseren Vorbereitungen in Kontakt gekom-

men«. Der eigentliche Apparat bestand jedoch nur aus ein 

paar Dutzend Leuten, »meist Gewerkschafts- oder spö-Funk-

tionäre aus den Bundesländern; einige von ihnen sind später 

Mandatare geworden«. Einen Vergleich mit dem republika-

nischen Schutzbund der Zwischenkriegszeit ließ Olah nicht 

gelten: »Nein, nein! Das einzige was geprobt worden ist und 

geübt worden ist, war der Funk. Für den haben wir die Leute 

geschult. Wir haben sie auch für den Waffengebrauch einge-

schult. Sagen wir, für den ersten Schreck. Zur Verteidigung 

vielleicht von wichtigen Gebäuden, Amtsgebäuden, Gewerk-

schaftsgebäuden, Regierungsgebäuden usw. Wo die Exekutive 

sagen wir, nicht hätte eingreifen können.«

FRANZ OLAH – AGENT »GRDAGGER 1«

1953 hatte die cia das stay behind-Programm evaluiert 

und war zum Schluss gekommen, dass man den Fokus von 

»Gruppen«-Operationen weg auf einzelne »Hauptagenten« 

verschieben müsse. Diese sollten gut ausgewählt und zu Agen-

tenführern ausgebildet werden. Sobald die Invasion der Ro-

ten Armee erfolgt sei, würden diese dann Sabotage-Teams, 

ÖSTERREICHS KALTE KRIEGER VON THOMAS RIEGLER
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Guerilla- und Nachrichteneinheiten sowie Flucht- und Eva-

kuierungsnetze organisieren. Einer dieser »Hauptagenten« war 

Olah, dessen Deckname »grdagger 1« lautete. Olah war von 

besonderem Wert für die cia, weil er schon über eine größere 

Gruppe verfügte. Dieses Potential wollte man für Guerilla- 

und Sabotageakivitäten in der sowjetischen Zone und zwar 

am Hochschwab und im Greinerwald, nutzbar machen. Das 

Risiko, Mitglieder einer politisch orientierten Organisation, 

paramilitärisch auszubilden, war der cia bewusst. Allerdings 

vertraute man Olahs Truppe: Weil diese gute Beziehungen 

zu mächtigen Regierungskreise habe und antikommunistisch 

orientiert sei. Und weil der gewerkschaftliche Hintergrund 

von »grdagger« eine gute Tarnung für die geheimen Aktivi-

täten darstellte. 

Um die Schlagkraft zu erhöhen, führte die cia beispiels-

weise im August 1955 zwei Kurse, durch – einer 12 Tage lang 

und eine dreitägige Auffrischungseinheit. »grdagger 1 war 

beeindruckt von der Durchführung des Kurses, den Fähig-

keiten des cia-Lehrpersonals und den Kompetenzen, die die 

Schüler während seines eintägigen Besuchs an den Tag leg-

ten«, notierte die cia zufrieden. Zu diesem Zeitpunkt bestand 

die »grdagger-Organisation« aus 20 Personen, von der sich 

die cia gute Chancen ausrechnete, ein »Kern« für Gueril-

lakriegsführung zu sein: »Wir schätzen, dass die grdagger-

Organisation innerhalb von sechs Monaten, nachdem der 

Krieg ausgebrochen ist, auf 250 Mann angewachsen sein wird. 

grdagger besteht aus Angehörigen einer spö-nahen Gewerk-

schaft mit 40.000 Mitgliedern, von denen viele als potentielle 

Rekruten für Widerstandsgruppen im Kriegsfall angesehen 

werden können.«

NEUTRALITÄT KEIN HINDERNIS

Die Unterzeichnung des Staatsvertrags bedeutete keines-

wegs das Ende für die geheimen Aktivitäten im »neutralen« 

Österreich: 1955 wurden insgesamt 12 Sabotage- und 10 

»air-receiption«-Lager angelegt (die Ausrüstung in letzteren 

Depots dürfte dazu gedient haben, Landeplätze für Luftnach-

schub zu markieren). Erst in den frühen 1960er-Jahren wur-

den infolge der sich »ändernden Situation« die Leitlinien von 

grcroond geändert: Trotz der nunmehr angenommenen Un-

wahrscheinlichkeit eines kommunistischen Putschs wurden 

die vorhandenen Aktivposten weiter geführt. »Sowjetische 

Aggression« war immer noch im Bereich des Möglichen. Al-

lerdings wollte die cia die Verantwortung für Sabotagemaß-

nahmen im Kriegsfall zunehmend an österreichische Kräfte 

abtreten. Damit war in erster Linie Olahs Truppe gemeint. 

SPUREN VERWISCHT

Bedauerlicherweise existieren dazu in österreichischen Archi-

ven keine vergleichbaren Unterlagen: Olah hatte seine Spu-

ren penibel verwischt. Schon in den 1960er-Jahre wurden alle 

Akten zum »Sonderprojekt« durch den Reißwolf geschickt. 

Der ehemals mächtige Olah hatte sich zu diesem Zeitpunkt 

selbst ins Aus manövriert – unter anderem wegen eigenmäch-

tiger Verwendung von Gewerkschaftsgeldern musste er 1964 

zurücktreten und wurde fünf Jahre später zu einer Haftstra-

fe verurteilt. »Sonderprojekt« bzw. öwsgv wiederum waren 

erst 1967 endgültig aufgelöst worden – wie Olah betonte, war 

zwar die »unmittelbare Bedrohung« weggefallen, »dann aber 

kamen das Jahr 1956 und der sowjetische Einmarsch in Un-

garn, der jenes Gefühl der Sicherheit doch als ein sehr brü-

chiges und möglicherweise trügerisches entlarvte. Deswegen 

lösten wir unsere Vorsorgeeinrichtungen erst allmählich auf.« 

Der öwsgv sei reorganisiert und in einzelnen anderen Teilen 

z.B. auf dem Gebiet des Funkwesens aufgebaut und erwei-

tert worden. Alles Weitere liegt immer noch im Dunklen. Als 

1996 die us-Waffenlager geräumt wurden, hielt sich Olah be-

deckt – die aufgefundenen Depots seien »für die Exekutive 

gedacht gewesen.« Mehr wollte er nicht sagen: »Es gibt gewis-

se Dinge in einem Staat, über die redet man überhaupt nicht 

redet. Auch nachher nicht.« 

Ob und wenn ja in welcher Form die österreichische Be-

teiligung an stay behind weiterging, darüber könnten cia-Do-

kumente Aufschluss geben, die heute noch unter Verschluss 

gehalten werden. Erwiesen ist nun allerdings wie substantiell 

das an sich neutrale Nachkriegsösterreich ins westliche Lager 

eingebunden war – und in welchem Ausmaß sich heimische 

Politiker und Freiwillige für die us-Kriegspläne engagierten. 

In den nato-Ländern blieb stay behind bis 1990/91 aktiv. Die 

sowjetische Invasion, auf die man sich so intensiv vorbereitet 

hatte, war nie erfolgt. Mit Sicherheit war das für alle Betei-

ligten das Beste – so hatte etwa beispielsweise die Stasi-Funk-

aufklärung die westdeutschen stay behind-Agenten längst im 

Visier, wodurch sie im Kriegsfall rasch »ausgeschaltet« worden 

wären. Wenn vom österreichischen Ableger etwas geblieben 

ist, dann vielleicht ein paar rostige Relikte im Wienerwald.

THOMAS RIEGLER 

ist Historiker und ist Mitglied der ZUKUNFT-Redaktion.
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n einem Kommentar mit dem Titel »Der Verlust der Uto-

pie« (Zukunft 12/2014) bescheinigte ich der Sozialdemo-

kratie den »Verlust der Bereitschaft, auf politischen Forde-

rungen auch dann zu beharren, wenn sie die innere Logik 

des bestehenden Wirtschaftssystems sprengen, weil sie auf eine 

andere Art des Wirtschaftens und Zusammenlebens verwei-

sen.« Thomas Nowotny antwortete darauf mit dem Artikel 

»Markt oder Visionen – warum sollen das Alternativen sein?« 

(Zukunft 1/2015). Ich möchte nun zeigen, dass Nowotnys 

Beharren auf der Offenheit unseres Wirtschaftssystems für so-

zialdemokratische Visionen kaum Hinweise auf geglückte re-

alpolitische Synthesen von Markt und Utopie dafür aber umso 

mehr gravierende Argumentationsdefizite enthält.

KEINESFALLS

Zu Beginn eine kurze Erinnerung an meine seinerzeitigen 

Ausführungen: Ergänzend zu der eingangs zitierten Kritik 

hatte ich festgestellt, dass man sich bestenfalls noch links-

keynesianische Positionen gestatte, weil diese eine Einlösung 

sozialdemokratischer Forderungen versprechen, ohne die 

inneren Logik des herrschenden Wirtschaftssystems infrage 

zu stellen. Man dürfe in diesem Sinne also für mehr Vertei-

lungsgerechtigkeit eintreten, weil das die Inlandsnachfrage 

stimulieren würde, man dürfe sich für eine Begrenzung der 

schlimmsten Auswüchse des Finanzkapitalismus aussprechen, 

weil das gut für die die sogenannten »Realwirtschaft« wäre 

und man dürfe auch für verbesserte Chancengleichheit im 

Bildungswesen plädieren, weil das unsere Position im globalen 

Wettbewerb stärken sollte.

Thomas Nowotny stellt die Berechtigung dieses Vorwurfs 

in Frage, indem er bezweifelt, »dass die europäische demo-

kratische Linke soziale und wirtschaftliche Ungleichheit, den 

Mangel an Bildungsmöglichkeiten, oder die Malversationen 

der Finanzwirtschaft wirklich ausschließlich mit dem Ziel be-

kämpft, dadurch der Wirtschaft zu dienen«.

Dieser Zweifel geht an meiner Kritik vorbei, da er ihr 

gleichsam das Wort im Munde umdreht. Denn sie unterstellte 

der Linken ja nicht, die ureigensten Ziele der Sozialdemokra-

tie nur mehr deshalb zu verfolgen, weil deren Verwirklichung 

der Wirtschaft dient! Ich konstatierte vielmehr, dass man auf 

den nachwievor bestehenden Absichten nur mehr in gerade 

dem eingeschränkten Maße beharrt, in dem diese Absichten 

innerhalb des aktuellen Wirtschaftssystems realisierbar sind. 

Das Wirtschaftssystem wird dabei von vornherein als ein un-

veränderbarer Rahmen akzeptiert, und man bemüht sich, in-

nerhalb dieses Rahmens so viel wie möglich von den eigenen 

Anliegen zu verwirklichen. Ein an der Utopie orientiertes 

Handeln müsste demgegenüber die Hierarchie zwischen den 

sozialdemokratischen Zielen und den vorhandenen Rahmen-

bedingungen des Wirtschaftens umkehren: Ihm hätten die 

Ziele als das Fixum zu gelten und man müsste versuchen, den 

systemischen Rahmen des Wirtschaftens so weit zu verän-

dern, wie es zur Realisierung dieser Anliegen notwendig ist.

Weiter schreibt Nowotny: »Das Streben nach Fairness und 

Gerechtigkeit muss sich also nicht durch den Verweis auf po-

sitive wirtschaftliche Folgen rechtfertigen, die mit mehr Fair-

ness und Gerechtigkeit einhergehen. Das ist nicht eine bloße 

Behauptung. Diesen Vorrang für Fairness und Gerechtigkeit 

bestätigen auch Experimente der ›empirischen Ökonomie‹: 

Menschen sind durchaus gewillt, sogar wirtschaftliche Nach-

teile in Kauf zu nehmen, wenn sie dadurch für mehr Gerech-

tigkeit oder für die Bestrafung von Übeltätern sorgen.«

Dazu ist zweierlei zu bemerken. Erstens: Dass sich das 

Streben nach Fairness und Gerechtigkeit durch den Verweis 

VERLUST DER UTOPIE - RELOADED VON KARL CZASNY 

Verlust der Utopie –
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Auf die Replik von Thomas Nowotny in ZUKUNFT 01/2015 zu seinem Beitrag in ZUKUNFT 12/2014 antwortet Karl Czasny 

und arbeitet heraus, warum seine grundlegende Kritik am  »Verlust der Utopie« die Marktlogik tatsächlich in Frage stelle. 
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auf positive wirtschaftliche Folgen rechtfertigen müsse, ist 

nicht die Position des utopischen Denkens, sondern genau die 

von mir problematisierte Haltung des Links-Keynesianismus. 

Zweitens: Dass Experimente der »empirischen Ökonomie« 

den Vorrang von Fairness und Gerechtigkeit vor Gewinnma-

ximierung bestätigen, heißt nicht, dass dieser Vorrang auch 

in unserem Wirtschaftssystem besteht. Mancher Links-Keyne-

sianer hätte das vielleicht gern; aber leider spielens’ es nicht. 

Tatsächlich liegt die Sache so: Fairness und Gerechtigkeit sind 

eben keine Grundprinzipien des herrschenden Wirtschaftsys-

tems und dementsprechend auch keine wesentlichen Parame-

ter der derzeit dominierenden ökonomischen Theorie. 

Einige experimentelle Ökonomen stoßen sich dankens-

werterweise an diesem schweren Mangel und wollen ihr Un-

behagen an jener verkehrten Axiomatik der ökonomischen 

Lehre empirisch untermauern. Sie versuchen daher mittels 

ihrer Experimente zu zeigen, dass besagte Axiome in Wi-

derspruch zu bestimmten Verhaltensdispositionen der öko-

mischen Subjekte stehen. Damit zeigen sie implizit auch auf, 

dass die von diesen Axiomen abgebildeten Grundprinzipien 

unseres Wirtschaftsystems jene inneren Anlagen der ökono-

mischen Subjekte zu fairem und gerechtem Verhalten verge-

waltigen. Besagte experimentelle Ökonomen nehmen damit 

eine utopische Position ein, welche auf ein in den ökonomi-

schen Subjekten schlummerndes Potential zum Überschreiten 

der Grenzen des aktuellen Wirtschaftssystems hinweist.

In der Folge präsentiert Nowotny dann eine detailreiche 

international vergleichende Betrachtung der gegenwärtigen 

Lage dieses Wirtschaftssystems, welche zeigen will, dass eine 

»nur im Regelkreis ihrer ureigensten Mechanik ... (funktio-

nierende) ... Marktwirtschaft nicht fortbestehen (kann, weil) 

... kollektives, politisches Handeln gegensteuern (muss), um 

den Markt vor seiner eigenen Widersprüchlichkeit und Kri-

senanfälligkeit zu schützen.« Darüber hinaus soll diese Be-

trachtung verdeutlichen, dass »die sozialdemokratisch ge-

prägten skandinavischen Staaten, sowie die Niederlande und 

Österreich diese Aufgabe besonders gut bewältigt« haben.

Ich habe gegen diese Behauptungen nichts einzuwenden, 

kann aber nicht erkennen, was sie zu dem im Titel des Arti-

kels angesprochenen Thema der über den Horizont einer ka-

pitalistischen Marktwirtschaft hinausweisenden Visionen bei-

tragen. Einen impliziten Bezug zu dieser Thematik sehe ich 

nur in der Begrifflichkeit, der sich Nowotny bei seiner Analy-

se des kapitalistischen Wirtschaftssystems bedient. Er möchte 

sich nämlich dem im Zentrum jenes Systems stehenden Pro-

zess der Kapitalakkumulation mit dem Marxschen Konzept 

der Produktion von Mehrwert annähern. Diese Absicht ist an 

sich sehr begrüßenswert, ich muss Nowotny allerdings darauf 

hinweisen, dass der von ihm ins Spiel gebrachte Begriff des 

»Mehrwerts« absolut nichts mit dem von Marx verwendeten 

Konzept gleichen Namens zu tun hat. Für Nowotny ist der 

Mehrwert offenbar nichts weiter als die Differenz zwischen 

den Gestehungskosten und dem Verkaufspreis einer Ware, 

weshalb er zu folgendem Schluss kommt: »Seit der Zeit von 

Karl Marx haben sich die Produktionsbedingungen grund-

sätzlich verändert. Es sind nicht nur die Lohnabhängigen 

die ›Mehrwert‹ schaffen. Zum ›Mehrwert‹, zur ansteigenden 

Produktivität trägt auch viel anderes bei ... (Betrachtet man 

die) für steigende Produktivität maßgeblichen ›Produktions-

faktoren‹, so drängen sich zwei Schlüsse auf. Erstens leistet 

das reine Kapital heute nur einen relativ geringen Beitrag zur 

Schaffung von ›Mehrwert‹ ... Zweitens werden die meisten 

anderen Vorbedingungen für produktives Schaffen direkt oder 

indirekt vom Staat bereit gestellt.«

REVOLUTIONÄRES ELEMENT

Folgt man der Logik dieser Argumentation, dann kommt man 

zu dem Schluss, dass auch schon zur Zeit von Karl Marx ein 

Teil des Mehrwerts von den technischen und organisatori-

schen Produktionsbedingungen geschaffen worden sein muss. 

Denn auch schon damals spielten die Maschinerie sowie der 

Produktivitätsfortschritt eine bedeutende Rolle. Marx sah 

dies natürlich, bewunderte er doch die kontinuierliche Um-

wälzung der Produktionsbedingungen als ein revolutionäres 

Element des Kapitalismus. Und dennoch kann für ihn weder 

die Maschinerie noch das Kapital als solches, sondern nur die 

menschliche Arbeitskraft Wert und Mehrwert schaffen. Der 

Produktivitätsfortschritt trägt aus seiner Sicht bloß dazu bei, 

dass innerhalb der den Mehrwert abschöpfenden Kapitalisten-

klasse eine Umverteilung zugunsten der produktiveren Kapi-

talien stattfindet.

Diese strikte Bindung der Entstehung von Wert und 

Mehrwert an menschliches Tun zeigt, dass es Marx nicht um 

die einfache Abbildung einer betriebswirtschaftlich relevan-

ten Relation geht, sondern um die Aufdeckung der an der 

Oberfläche des Marktgeschehens nicht sichtbaren Fundie-

rung aller ökonomischen Rechengrößen in der menschlichen 

Tätigkeit und in den jene Tätigkeit strukturierenden Herr-

schaftsverhältnissen. Indem Nowotny den aus diesem Ansatz 

resultierenden komplexen Mehrwertbegriff zu einer betriebs-
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wirtschaftlichen Rechengröße verharmlost, zieht er ihm den 

gesellschaftskritischen Zahn und schafft damit schon auf der 

Ebene seiner ökonomischen Begrifflichkeit die besten Vo-

raussetzungen für die von ihm angestrebte Versöhnung von 

Markt und Profit mit utopischen Visionen. Wenn nämlich die 

von Marx als »Ausbeutung« kritisierte Aneignung des von den 

Arbeitern geschaffenen Mehrwerts durch das Kapital ohne-

hin nur mehr von immer geringerer Relevanz für das Funk-

tionieren des aktuellen Wirtschaftssystems ist, dann wird wohl 

auch die mit jener Ausbeutung verknüpfte Logik des Profits 

keine prinzipielle Schranke für die Verwirklichung von sozial-

de-mokratischen Visionen sein ...

FEHLINTERPRETATION

Abschließend noch eine Bemerkung zur Schlusspassage des 

Artikels, in der unter anderem folgendes zu lesen ist: »Aber 

im Wesentlichen geht es Karl Czasny wohl ohnehin nicht 

in erster Linie um einen Kampf gegen Wirtschaftswachstum 

und Wirtschaftskompetenz. Sowohl ihm, wie auch vor ihm 

Stephan Schimanowa geht es wohl um Grundsätzlicheres. 

Sie warnen vor dem Fortlaufen einer Entwicklung, in der 

die Marktlogik ihre Herrschaft allmählich über das gesamte 

gesellschaftliche und politische System ausbreitet. Wie oben 

ausgeführt, muss es aber ein Gegengewicht zu dieser Logik 

geben – Einrichtungen und Maßnahmen die den Markt er-

gänzen, korrigieren oder in Schranken weisen.«

Dabei handelt es sich um eine Fehlinterpretation. Es geht 

mir nicht um ein Gegengewicht zur Marktlogik, in Form von 

marktergänzenden, marktkorrigierenden und marktbeschrän-

kenden Maßnahme, sondern um Überwindung der Logik 

des Markts wie auch jener des Profits (welche ihrerseits eine 

Verschärfung der Tiefe und Dynamik der schon im Markt 

der einfachen Warenproduktion vorhandenen Widersprüche 

impliziert). 

Versuche ich meinen Eindruck von Nowotnys Argumen-

tation zusammenzufassen, muss ich eine gewisse Unsicherheit 

eingestehen, denn ich weiß nicht genau, was ich von dem 

hier beharrlich zelebrierten Ignorieren des Unterschieds zwi-

schen dem Herumdoktern an einem todkranken System und 

dessen Überwindung halten soll: Habe ich da bloß ein ganz 

privates Problem beim Knacken des harmonisierenden Codes 

der Diplomatensprache ? Oder gibt Nowotnys Text doch eher 

Anlass für eine Radikalisierung der in meinem Artikel vertre-

tenen These vom Verlust der Utopie? Diese bezog sich auf die 

Angst vor einem politischen Handeln, welches grundsätzlich 

bereit ist, bestimmte Systemgrenzen zu überschreiten. Nach 

der Lektüre von Nowotnys Artikel kommt mir der Verdacht, 

dass es mittlerweile womöglich nicht mehr nur um die Angst 

vor Grenzüberschreitungen im Handeln geht, sondern schon 

um die Angst vor dem bloßen Denken von Grenzüberschrei-

tungen – weil da eine Selbstzensur am Werk ist, die bewirkt, 

dass man die Grenzen dieses Systems nicht einmal mehr durch 

die Bildung eines klaren Begriffs von »Grenzüberschreitung« 

in Frage stellen mag.

KARL CZASNY 

ist Soziologe und u. a. beim Stadt+Regionalwissenschaftlichen 

Zentrum (SRZ) tätig.

VERLUST DER UTOPIE - RELOADED VON KARL CZASNY 



ROMANE THANA.
ORTE DER ROMA UND SINTI

WIEN MUSEUM

WANDVITRINE MIT MADONNA, UM 1960, © Privat



 40 | ZUKUNFT 

ie letzten Jahre haben nicht wenige Publikati-

onen hervorgebracht, die sich mit dem Thema 

wachsender Ungleichheit, der Zunahme von Ar-

mut bei gleichzeitiger Zunahme enormer priva-

ter Reichtümer und dem damit verbundenen Absinken des 

Lebensstandards für die breite Mehrheit der Bevölkerungen 

westlicher Staaten befassen: Die GesundheitswissenschafterIn-

nen Richard Wilkinson und Kate Pickett zeigten 2009 auf 

Basis umfangreichen Datenmaterials, dass Gesellschaften mit 

höherer sozialer Einkommensgleichheit nicht nur weniger so-

ziale Probleme, sondern auch physisch wie psychisch gesün-

dere Bevölkerungen mit weniger Krankheiten, Depressionen, 

Alkohol- und Drogenmissbrauch aufweisen. Harte Fakten 

über soziale Ungleichheit im weltweiten Vergleichsmaßstab 

und ihre dramatischen Entwicklungen produzierte zuletzt 

Thomas Piketty (2014), der neben einer Systematisierung von 

Daten zu Einkommen und Vermögen auch darlegt, warum 

die unbeschränkte Vermögenskonzentration der letzten Jahr-

zehnte nicht nur die Demokratie, sondern auch den Kapita-

lismus selbst bedroht. Gabriel Zucman (2014) legte mit einer 

Studie über »steuerschonend« in Steueroasen geparktes Ver-

mögen (etwa 5.800 Milliarden Euro) nach und errechnete den 

daraus erwachsenden Steuerentzug.

Alle diese Beiträge zeichnen sich dadurch aus, den neo-

liberalen Mythos von der Notwendigkeit und Rechtfertig-

barkeit von Superreichen zu widerlegen. Lange wurde von 

Wirtschaftswissenschaften und konservativen wie auch sozial-

demokratischen Regierungsparteien behauptet, dass (Super-)

Reiche Wachstum generieren, Beschäftigung schaffen und 

sinnvolle Investitionen zur gesellschaftlichen Weiterentwick-

lung tätigen würden. Um dies den leistungstragenden Erfolgs-

menschen zu ermöglichen, seien auch einige Auswüchse an 

Ungerechtigkeiten zu dulden. Dagegen lässt sich begründet 

anführen, dass die um das Wohl der Reichen herum geschaf-

fene Entwicklungsweise von Ökonomie und Politik zwar 

einige dieser Dinge durchaus erfüllt hat, jedoch mehr aus 

Zufall denn Absicht und vor allem auf Kosten des Rests der 

Bevölkerung.

Das neue Buch von Andrew Sayer reiht sich in diese Stoß-

richtung ein und erweitert die Debatte um eine detaillierte 

Darstellung der politischen Ökonomie der Reichen – über 

die Ursachen für ihren Reichtum, ihren Anteil an der Finanz- 

und Wirtschaftskrise, wie sie aus der Krise als GewinnerInnen 

ausstiegen konnten, wie sie ihren Reichtum absichern und 

erweitern, legitimieren und konsumieren. Andrew Sayer ist 

Ökonom und zählt zu den bekanntesten Wissenschaftstheo-

retikerInnen im angelsächsischen Raum. Als Mitbegründer 

des »Critical Realism« entwickelte er seit den späten 1970er 

Jahren die aktuell avancierteste Wissenschaftstheorie mit, 

die sich als Befördererin jener kritischen Sozialwissenschaf-

ten versteht, die gesellschaftliche Tiefenstrukturen und Ver-

änderungspotentiale aufzudecken trachtet. Sie ist auch unter 

Teilen jener britischen ÖkonomInnen verbreitet, die mit 

der volkswirtschaftlichen Standardtheorie, ihren unplausib-

len Modellannahmen (etwa über Menschen als bindungslose 

und nutzenmaximierende Individuen etc.) und an der Realität 

vorbeigehenden Analysen (etwa über möglichst unbeschränk-

te Märkte als stets optimalste gesellschaftliche Organisations-
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formen etc.) gebrochen haben und Wirtschaftswissenschaft als 

Sozialwissenschaft betreiben, d.h. die gesellschaftliche Einge-

bettetheit von Ökonomie zum Thema machen.

REICHTUM ‚MORALISCH‘ BETRACHTET

In den Wirtschaftswissenschaften rechnet sich Sayer der 

Richtung der Moralökonomie zu. In ihrer Überwindung 

des Standard-Ökonomiediskurses geht es dabei nicht um das 

Moralisieren, sondern um die Struktur und Funktionsweise 

der Ökonomie hinsichtlich der Funktion der Versorgung von 

Gesellschaften mit Gütern und Dienstleistungen. Sie begrenzt 

sich – in Anlehnung an feministische und andere heterodo-

xe Zugänge – nicht auf Modelle über Marktgeschehen, the-

matisiert die ökonomischen Mechanismen, die Institutionen 

und die Politik der sozialen Ungleichheit und widmet sich 

auch und vor allem Fragen der Legitimität von Reichtum und 

Ungleichheit.

Ein wichtiges Kennzeichen dieses Ansatzes ist die Über-

prüfung und Bearbeitung wirtschaftswissenschaftlicher 

Grundbegriffe, zumal viele gebräuchliche Termini (Invest-

ment, Einkommen, Vermögen etc.) dazu tendieren, reale 

ökonomische Prozesse eher zu verschleiern und ökonomische 

Praktiken der Ausbeutung oder Abschöpfung für Analysen zu 

verschließen. Aufmerksamkeit für Sprache ist Sayer bei sei-

nem neuen Buch besonders wichtig, denn seine Wortwahl 

zeichnet sich dadurch aus, den nüchternen akademischen Stil 

zugunsten allgemeiner Zugänglichkeit und deutlicher politi-

scher Positionierung zurückzuschrauben. In einem Interview 

erklärte er: »Ich wollte einen Schreibstil an den Tag legen, 

der sich nicht durch die übliche, von AkademikerInnen er-

lernte Selbstzensur beschränken lässt, und dennoch demselben 

Niveau rigoroser Forschung verpflichtet ist.« (Sayer 2015b; 

Übers. ap)

Das zentrale Argument des Buches, demzufolge wir uns 

die Reichen nicht mehr länger leisten können, basiert auf 

einer ausführlichen Darstellung gesellschaftlicher Spaltung. 

Der Reichtum der Reichen basiert auf der Produktion von 

Gütern und Dienstleistungen durch andere und seiner Ab-

saugung mittels Profiten, Dividenden, Kapitaleinkünften, 

Zinsen und Erträgen – die außerdem vielfach in Steueroasen 

geparkt werden. Die Reichen verfügen über Möglichkeiten, 

das ökonomische Leben, die Medien und die Politik in ihrem 

Sinne lenken zu lassen, sodass ihre besonderen Interessen als 

Allgemeininteressen erscheinen und die vorherrschenden Be-

trachtungen über die Möglichkeiten demokratischer Systeme 

auf neoliberale Pfade orientiert sind. Darüber hinaus ist ihr 

Konsum exzessiv verschwenderisch, hinterlässt einen enor-

men ökologischen Fußabdruck und ist auf unnachhaltigen 

Fossilismus orientiert.

Zur Frage, wer mit den Reichen gemeint ist, hat Sayer 

eine einfache Antwort parat, die sich mit dem Diskurs so-

zialer Protestbewegungen wie Occupy oder den spanischen 

Indignados der M15-Bewegung (und ihrer Partei »Podemos«) 

deckt: Die Reichen sind die oberen 1% der Bevölkerung, die 

auf Kosten der 99% leben. Diese auf den ersten Blick undiffe-

renzierte Einteilung bekommt Gewicht durch die zahlreichen 

Studien der Ungleichheitsforschung: Ungleichheit hat in den 

letzten Jahrzehnten so stark zugenommen, dass demnächst mit 

einem Niveau wie zu Zeiten vor dem Ersten Weltkrieg zu 

rechnen ist. Die Zuwächse an Reichtum konzentrieren sich 

dabei tatsächlich vor allem auf das reichste Prozent, während 

die unteren 90 % seit dem Nachkriegsboom verloren haben. 

Wie mittlerweile zahlreiche Statistiken belegen, sind die Un-

terschiede innerhalb des reichsten Prozents weitaus größer 

als innerhalb der unteren 99 % – und ihr Reichtum steigt ins 

schier Unermessliche.

QUELLEN DES REICHTUMS

Als Moralökonom distanziert sich Sayer von beliebten Vor-

würfen über Neiderei deutlich. Statt eine »Politik des Neids« 

zu bewerben, versucht sich Sayers Buch in der Darstellung der 

»Politik der Ungerechtigkeit« und möchte das System hinter 

dem Aufstieg der Reichen in den Blick nehmen. Im Zentrum 

stehen daher die gesellschaftlichen Mechanismen und Folgen, 

nicht die Individuen.

Der überragende Reichtum der Reichen erklärt sich, 

Sayer zufolge, weniger aus Mechanismen der Erzeugung von 

Reichtum, sondern aus dem ungleichen Zugang zu Schlüs-

selressourcen und aus der Ökonomie der Abschöpfung von 

Reichtum. Sayer stützt sich auf eine Unterscheidung klassi-

scher Ökonomen zwischen verdientem bzw. erwirtschaftetem 

Einkommen (earned income) und unverdientem abgeschöpftem 

Einkommen (unearned income), um Einkommen hinsichtlich 

seiner Beziehung zur gesellschaftlichen Versorgung mit Gü-

tern und Dienstleistungen aufzuzeigen. Ihre Bedeutung liegt 

insbesondere in der politischen Sprengkraft der Delegitimie-

rung von Reichtum und könne trotz einiger, damit verbun-

dener Probleme aufrechterhalten werden. Unverdientes Ein-

kommen beruht wesentlich auf drei Quellen der Extraktion, 
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deren Diskussionen einen zentralen Teil von Sayers Buch bil-

det: Renten, Zinsen und Profite.

(1) Renten sind Einkünfte aus dem Eigentum von und der 

Kontrolle über bestehendes Land, Anlagen oder Ressourcen 

und werden leistungslos durch Vermietung, Verpachtung oder 

dergleichen bezogen. Der negative und unproduktive Einfluss 

von Renten auf die Wirtschaft ist relativ offensichtlich und 

wird von Ökonomen von Adam Smith über Keynes bis Joseph 

Stiglitz betont. Die Wiederkehr der Reichen seit der Krise des 

Fordismus in den 1970er Jahren ist wesentlich auf Wachstum 

von Rentenerträgen zurückzuführen, setzt doch Neoliberalis-

mus vor allem auf die Privatisierung (Wasser, Elektrizität, Mo-

bilität, Gesundheit etc.) oder die In-Wert-Setzung (geistiges 

Eigentum, Biodiversität etc.) öffentlicher Güter.

(2) Zinsen beruhen auf dem leistungslosen Verborgen von 

Geld. Wiewohl Kredite in jeder Ökonomie sinnvoll sind und 

geringe Zinsen ökonomisch nicht notwendigerweise Proble-

me erzeugen, lässt sich sagen, dass der Aufstieg des fiktiven, 

von privaten Banken fast unbeschränkt geschaffenen Kapitals 

im Zeitalter des Neoliberalismus massive und dysfunktiona-

le Umverteilungen nach oben mit sich gebracht hat. Nach 

sorgfältiger Evaluierung der Begründungen für Zinsentwick-

lungen kommt Sayer zum Urteil, dass diese weder mit den ad-

ministrativen Aufwänden, den Risiken des Kreditausfalls, der 

Konsumzurückhaltung bei den Verborgenden oder gängigen 

Theoriemodellen erklärt werden können, sondern letztlich 

nur mit der Macht von Finanzinteressen.

(3) Profite beruhen auf der leistungslosen Ausbeutung 

der Arbeitskraft im Produktionsprozess, die den Beziehenden 

von Profit einzig aufgrund von Eigentum von und Kontrolle 

über bestehende Güter möglich ist. Profit ist nicht verbunden 

mit Leistungen oder produktiven Beiträgen, schließt solche 

Beiträge seitens innovativer UnternehmerInnen (die in der 

Rechtfertigung von Profit stark übertrieben werden) aber 

nicht aus.

(4) Basierend auf diesen drei Formen lassen sich noch wei-

tere Quellen der Reichtumsabschöpfung benennen, wie etwa 

über Ansprüche auf abgeschöpfte Erträge durch Dividenden, 

durch Preisinflation (etwa auf dem Immobiliensektor als be-

kanntes Beispiel) oder etwa durch kurzfristige Spekulationen.

Unschärfen des Begriffs des unverdienten Einkommens 

ergeben sich daraus, dass es ja auch unter den 99 % Men-

schen gibt, die Transfers beziehen und nicht an ökonomi-

schen Versorgungsleistungen beteiligt sind (etwa Pensionis-

tInnen, Kinder, Auszubildende, Kranke und Hilfsbedürftige) 

und außerdem auch Reiche, die einer »Arbeit« nachgehen. 

Unverdientes Einkommen ist daher weiter zu unterscheiden: 

Insofern Transfers auf Notlagen, auf Bedarf und auf (mit der 

menschlichen Existenz verbundenen Verletzbarkeiten ver-

bundenen) Bedürftigkeit bezogen sind, spricht Sayer von 

berechtigtem unverdienten Einkommen. Unverdientes ab-

geschöpftes Einkommen zeichnet sich dagegen dadurch aus, 

nicht mit Bedürfnissen, sondern mit Machtressourcen sowie 

ungleichen Einkommen- und Besitzverhältnissen verknüpft 

zu sein. Betreffend das Argument, demzufolge große Teile der 

reichsten 1 % ihr Einkommen durch Arbeit verdienen wür-

den, beharrt Sayer auf seiner Unterscheidung von verdien-

tem und unverdientem Einkommen und schlüsselt auf, dass 

die teilweise exorbitanten Einkommen dieser Gruppe nicht 

mit Arbeitsleistungen, sondern nur individuell durch ihre Ver-

hältnismäßigkeit zu anderen Einkommen von Superreichen 

gerechtfertigt werden können und insgesamt einzig auf der 

Verhandlungsmacht dieser Personengruppe (basierend auf 

Kontrolle über Eigentum und Ressourcen) beruhen.

Die moralökonomischen Unterscheidungen Sayers, die 

auch in engem Bezug zu Martha Nussbaums und Amartya 

Sens vielbesprochenen Überlegungen stehen, zielen darauf 

ab, die Wirtschaft als System von gesellschaftlich nützlichen 

Beiträgen und unproduktiven, nicht funktional rechtfertigba-

ren Beiträgen diskutieren zu können. Sie sollen es ermögli-

chen, erforderliche radikale Neukonzeptionen nicht bei der 

Umverteilung von bestehendem Reichtum enden zu lassen, 

sondern über Fragen nach den Quellen und Dynamiken von 

Reichtum auch Eingriffe in Eigentumsverhältnisse, Ressour-

cenkontrolle, Kapitalkreisläufe, Steuersysteme u.v.m. denk-

möglich zu machen und die neoliberale Leistungsträgerphilo-

sophie zurückzudrängen.

ANTEIL DER REICHEN AN DER KRISE

Eine wichtige Vorlage für Sayers Argumentationen bildet die 

Dynamik der Finanz- und Wirtschaftskrise, da der Aufstieg der 

Reichen einen fundamentalen Aspekt ihrer Genese darstellt. 

Die Entwicklung des finanzialisierten Kapitalismus versteht er 

als Durchsetzungsprozess von Vermögensinteressen, die über 

den Aufstieg des Neoliberalismus eine Verschiebung von Ka-

pitalströmen auf die Finanzmärkte organisierten und davon 

ausgehend die Entkoppelung von Produktivitätswachstum 

und Lohnentwicklung, die Kultur des »shareholder value« und 
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die Verschiebung der Aktivitäten auf dem Finanzsektor von 

für die Ökonomie unterstützenden Funktionen hin zu Finan-

zinstrumenten der Umverteilung nach oben betrieben. Die 

Finanz- und Wirtschaftskrise ist daher letztlich nichts anderes 

als das Scheitern der (von der Mainstream-Wirtschaftstheorie 

aufrechterhaltenen) Illusion, dass eine Ökonomie dauerhaft 

um hyperaktive Märkte des Kaufens und Verkaufens beste-

hender Vermögenswerte organisiert werden könne.

Für Reiche war die Krise jedenfalls eine beispiellose Ge-

legenheit: Nach einer kurzen Schrecksekunde konnten neo-

liberale Politiken des Lohndrückens, der Aushöhlung des 

Wohlfahrtsstaats, der Vergrößerung von Konzernmacht und 

von Profiten in großem Umfang und gegen geringe Wider-

stände durchgesetzt werden. In der Krisenbearbeitung mittels 

Bankenrettung haben insbesondere die Reichen überpropor-

tional profitiert: In gb hat sich die Zahl der Milliardäre zwi-

schen 2010 und 2014 von 53 auf 104 fast verdoppelt und in den 

usa wurden gar 37 % der Wachstumszuwächse zwischen 2009 

und 2011 alleine vom obersten Zehntausendstel (0,01 %) abge-

schöpft. Die Praxis der Krisenbearbeitung hat die Kosten stets 

auf diejenigen sozialen Gruppen abgewälzt, die für die Ursa-

chen der Wirtschaftskrise am wenigsten verantwortlich sind.

Die Struktur des Finanzsektors positioniert die dort Han-

delnden in eine vom Rest der Welt abgeschottete Sphäre, 

wie Sayer am Beispiel der Lohnentwicklung von Personen 

in Finanzinstitutionen aufzeigt. Finanzinstitutionen zahlen 

in der Regel neben ohnehin immensen Gehältern Boni in 

unermesslicher Höhe aus, deren Eigenschaft es ist, mit wach-

sendem Risiko getätigter Aufträge zu steigen und daher Ak-

tivitäten, die die Stabilität dieser Institutionen gefährden, zu 

belohnen. Daraus ergibt sich die absurde Situation, dass Boni 

in Finanzinstitutionen während der Krisenjahre exorbitant 

gestiegen sind. Bekannte Beispiele dafür bilden die Institute 

»Citigroup« und »Merrill Lynch« in den usa, die nach Verlus-

ten von 54 Mrd. $ staatliche Rettungspakete im Umfang von 

55 Mrd. $ empfingen, um davon sogleich 9 Mrd. $ als Boni 

auszuzahlen. In gb wurde 2010 das Institut rbs nach Verlus-

ten von 1,1 Mrd. £ staatlich aufgefangen – die ausgezahlten 

Boni an etwas mehr als 100 Banker des Instituts betrugen im 

selben Jahr fast die gleiche Summe. Das Muster lässt sich fast 

ausnahmslos auch für alle anderen Finanzinstitute feststellen. 

Obwohl in den ersten Krisenjahren selbst von wichtigen Ver-

treterInnen des Bankensektors auf diese Absurdität, die Ban-

ker gezielt auf spekulative Blasen zugunsten höherer Boni 

hinarbeiten lässt, hingewiesen wurde, haben politische Ent-

scheidungsträgerInnen selbst in diesem Bereich bisher keine 

Änderungen vorgenommen.

Sayer erklärt die Ursachen dafür aus der gewachsenen 

Verknüpfung von ökonomischer und politischer Macht: Fi-

nanzinstitutionen haben ihren politischen Einfluss und ihre 

Medienmacht genützt, um ihren weltweiten ökonomischen 

Beitrag glanzvoll darzustellen, obwohl er in Wirklichkeit es-

sentiell unproduktiv und gesellschaftlich unnütz ist und sein 

Wachstum einzig auf dem Abschöpfen von produktiven Bei-

trägen beruht, deren Grundlagen mit dem Wachstum des 

Finanzsektors immer weiter zerstört werden. Die Strategie 

der Reichen folgt dabei einem Muster, das – ungeachtet der 

Komplexität ökonomischer und politischer Prozesse – einfach 

dargelegt werden kann und von Sayer in einzelnen Kapiteln 

mittels zugänglicher Daten präsentiert wird: Ausbau des di-

rekten und indirekten politischen Einflusses über politische 

Geldspenden und eine gigantische Lobbying-Maschinerie, 

über das System der »Steuerschonung« und des Versteckens 

privater Vermögen in Steueroasen, und über die Umwandlung 

von ökonomischem in symbolisches Kapital durch gönnerhaft 

zur Schau gestellte Wohltätigkeit und Philanthropie. Man-

gelnde Zuversicht in die Fortexistenz dieses Systems scheint 

es bei Finanzinstitutionen nicht zu geben – eine Tochter der 

staatlich gestützten »Citigroup« bewarb ihre Finanzprodukte 

bei Superreichen zuletzt damit, sich auch weiterhin für Ab-

sicherung und Ausbau der »Plutonomie« (im Unterschied zu 

Demokratie und Wohlfahrtsstaatlichkeit) einzusetzen.

ZERSTÖRERISCHE KONSUMMUSTER 

DER REICHEN

Das Problem mit den Reichen hört nicht damit auf, dass 

Reichtum die Kehrseite von Armut ist, sondern erstreckt 

sich auch auf den Konsum der Reichen. Ihr Luxuskonsum 

umfasst zumeist mehrere überdimensionierte Haushalte mit 

Swimming Pools, Privatkinos, Festsälen und Autoparks und 

geht bis zu privaten Riesenyachten und Flugzeugen. Luxus-

ausgaben sind nicht nur eine Verschwendung von Energie, 

Arbeitskraft und begrenzten Ressourcen, die gesellschaftlich 

gesehen fehlinvestiert sind, sondern produzieren auch einen 

massiven ökologischen Fußabdruck. Der nicht für Luxuskon-

sum verbrauchte Vermögensrest wird in den Finanzkreislauf 

eingespeist – Immobilien, Firmen und Finanzanlagen –, um 

in neuen Wirtschaftszyklen noch mehr Reichtum abzu-

schöpfen Sayer behandelt unter diesen Gesichtspunkten die 

Überschattetheit der ökonomischen mit der ökologischen 

Krise und kritisiert die (von neoliberalen wie linken politi-
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schen Projekten gleichermaßen beworbene) Fixierung auf 

ökonomisches Wachstum als wenig tragfähige Lösung. Mit 

Wachstum sei weder die ökonomische Krise zu lösen, noch 

der Klimawandel zu stoppen, denn Wachstum befördert un-

ter gegebenen Umständen die soziale Ungleichheit statt sie 

abzumildern und marktförmige Modelle des Umwelt- und 

Klimaschutzes (wie Emissionshandel oder die Produktion von 

Biotreibstoffen) führen letztlich nur zu steigenden ökologi-

schen Kosten. Eine dauerhafte Lösung der »diabolischen Dop-

pelkrise« dürfe nicht länger bei den bestehenden politischen 

und ökonomischen Koordinaten stehenbleiben, sondern sollte 

vielmehr neue Bezugspunkte setzen: Lebensqualität, gerechte 

Versorgung, Postwachstumsökonomie, Gleichheit, Demokra-

tisierung der Arbeit.

ALTERNATIVEN ZUR »PLUTONOMIE«

Moralökonomie ist als Beitrag anzusehen, um die nüchternen 

Studien zu sozialer Ungleichheit mit einer neuen Angriffs-

front gegen Neoliberalismus auf moralischer Ebene zu flan-

kieren, die die bestehenden Institutionen und Praktiken nicht 

mehr als gegeben voraussetzt, sondern ihre Rechtfertigungen 

und ihre Rechtfertigbarkeit untergräbt. Sayers Buch schlägt 

als Ausgangspunkt für Alternativen wesentlich auch steuerpo-

litische Maßnahmen vor und weist darauf hin, dass es nicht 

nur Vermögenszuwachssteuern, sondern als erste Maßnahme 

– wie von Piketty vorgeschlagen – harte Ausnahmevermö-

genssubstanzsteuern zur Finanzierung von Staatsschulden und 

zur Umstrukturierung der Wirtschaftssysteme benötigt. Die 

Argumentation bleibt dabei aber nicht stehen und möchte die 

zumeist technische Herangehensweise an alternative Strate-

gien überwinden. Es gilt, das vielfach vorhandene Begehren 

und die Notwendigkeit nach einer neuen Wirtschaftsweise 

aufzugreifen, die Quellen privaten Reichtums zu kappen und 

dafür auch eine neue Sprache mit neuen Kriterien, Legiti-

mationen, Argumentationsweisen und Mobilisierungen gegen 

Neoliberalismus auf den Weg zu bringen.

Auf dieser Ebene liegt zweifelsfrei die Stärke des Buches, 

die auf eine rasche deutsche Übersetzung hoffen lässt. Seine 

Grenzen werden stellenweise sichtbar, wenn politische, öko-

nomische und ökologische Prozesse allzu stark auf die Prak-

tiken der Reichen reduziert und größere Dynamiken außer 

Acht gelassen werden. Sayer könnte darauf berechtigt antwor-

ten, dass sein Buch weder eine allgemeine Zeitdiagnose, noch 

eine allumfassende Erklärung der gegenwärtigen Vielfachkrise 

zum Gegenstand hat. Die Reichen ins Zentrum zu rücken 

und die von ihnen ausgehende Bedrohung von Ökonomie, 

Demokratie und Ökologie aufzuzeigen, ist dagegen eine 

wichtige Korrektur sowohl für sozial- und wirtschaftswissen-

schaftliche als auch für politische Auseinandersetzungen.

Während in den Sozial- und Wirtschaftswissenschaften im 

Fahrtwind von Wilkinson und Pickett, Piketty und Zucman 

bereits heftiger gegen den Neoliberalismus gekämpft wird, ist 

die Repräsentation dieser Kämpfe auf der politischen Bühne 

immer noch wenig sichtbar. Dabei gehört es mittlerweile zu 

einem Allgemeinplatz, dass das »befremdliche Überleben des 

Neoliberalismus« (Colin Crouch) nicht das Ergebnis seines 

Erfolgs oder gar einer Verankerung in der Bevölkerung wäre, 

sondern schlicht der Abwesenheit von artikulierten Alternati-

ven. Die Sozialdemokratie in Europa hat es bisher verabsäumt, 

sich an die Spitze des Kampfes gegen wachsende Ungleich-

heiten und den Aufstieg von Postdemokratie und »Plutono-

mie« zu stellen. Rein im Rhetorischen verbleibende The-

matisierungen von sozialer Gerechtigkeit und Umverteilung 

werden vielleicht noch in einigen Ländern für einige Jahre für 

die mittlerweile akzeptierten mittelschlechten Wahlergebnisse 

und vielleicht sogar für Regierungsbeteiligungen ausreichen. 

Statt in eine dauerhafte und lebendige Zukunft für die So-

zialdemokratie zu weisen, wird diese Strategie aber eher in 

eine verallgemeinerte Selbstzerstörung oder Auflösung führen 

– die südeuropäischen Parteien sollten Warnung genug sein. 

Ein Mangel an Gegenvorschlägen in Form von konkreten lei-

tenden Utopien, ausformulierten politischen Projekten oder 

durchgerechneten politischen wie ökonomischen Maßnah-

men lässt sich jedenfalls schon lange nicht mehr feststellen.

ARMIN PULLER 

ist Redaktionsmitglied der ZUKUNFT.
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Policy Press, Bristol 2015
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SACHBÜCHER

Proletariat, Guantánamo & Untergang
Friederike Bahl 
DIENSTLEISTUNGS-                   
GESELLSCHAFT 
Auf der Basis von Interviews, Beobach-

tungen und Diskussionen wird deutlich, 

dass in den »einfachen« Diensten Arbeits- 

und Lebensformen entstanden sind, die 

auf eine neue Form von »Proletarität« 

ohne Proletariat verweisen. Friederike 

Bahl stellt den Menschen und seine Selbstverortung in den 

Mittelpunkt: Wo und wie wir uns im Ganzen situieren, be-

einflusst immer auch die Formation einer Gesellschaft.

hamburger edition, 390 Seiten, 32,90 Euro

Benjamin Kunkel 
UTOPIE ODER UNTERGANG 
 

Der Band versammelt Benjamin Kunkels 

wichtigsten Aufsätze über Autoren wie 

Fredric Jameson und Slavoj Žižek. Indem 

Kunkel das Gelesene mit eigenen Erfah-

rungen verknüpft, reflektiert er zugleich, 

was es heißt, in neoliberalen Zeiten 

erwachsen geworden zu sein. Seine Ju-

gend, so Kunkel, habe er während des Endes der Geschichte 

verbracht, das nun selbst an sein Ende zu kommen scheint.

suhrkamp, 246 Seiten, 18,50 Euro 

Joseph Roth 
REISEN IN DIE UKRAINE 
 

Auf seinen Expeditionen nach Kiew, 

Moskau und Odessa, nach Lemberg, Baku 

oder Astrachan taucht der in Galizien ge-

borene Schriftsteller und Journalist Joseph 

Roth in den vielgestaltigen Kosmos des 

östlichen Europa ein. Seine Berichte und 

Essays aus den 1920er Jahren sind bewegende Zeugnisse von 

großer Aktualität. Seine Aufmerksamkeit gilt den Menschen 

und ihrer Lebenswirklichkeit in der Sowjetunion. 

c. h. beck, 136 Seiten, 15,40 Euro 

Lamya Kaddor 
ZUM TÖTEN BEREIT 
 

Die islamische Religionslehrerin und 

Islamwissenschaftlerin Lamya Kaddor 

kennt mehrere junge Menschen – darun-

ter einige ihrer Ex-Schüler –, die auf der 

Suche nach Anerkennung und Akzep-

tanz der Dschihad-Romantik verfallen 

sind. Sie berichtet von einer orientierungslosen Generation 

und erklärt, was wir tun können und müssen, um die Radi-

kalisierung dieser Kinder zu stoppen.

piper, 256 Seiten, 15,50 Euro 

Mohamedou Ould Slahi 
DAS GUANTANAMO-TAGEBUCH 
 

Mohamedou Ould Slahi berichtet von 

seiner Entführung durch die Geheim-

dienste, der Internierung in Guan-

tánamo und den endlosen Verhören, 

von Isolation, Schlafentzug und Schlä-

gen, von seelischer, körperlicher und 

sexueller Erniedrigung. Obwohl ein 

Gericht seine Freilassung angeordnet hat, bleibt er bis heute 

inhaftiert. 

tropen, 459 Seiten, 20,50 Euro  

Michael Zantovsky 
VACLAV HAVEL 
 

Zantovsky ist nicht der erste Biograph 

Vaclav Havels, aber er tut es aus einer 

neuen  Perspektive. Als Pressesprecher 

und Weggefährte, als enger Freund und 

Vertrauter kann der Autor tiefere und 

persönlichere Einblicke gewähren. Der 

Gefahr einer hagiografischen Verklärung entgeht Zantovskys 

Darstellung durch eine dem Dissidenten, Theaterstar und 

Staatspräsidenten angemessene Differenziertheit. 

propyläen, 688 Seiten, 26,80 Euro



BELLETRISTIK

Lagos, Sterne & junge Leute
Teju Cole 

JEDER TAG GEHÖRT DEM DIEB 

 

Ein junger Mann kehrt nach einigen 

Jahren in Amerika heim nach Lagos in 

Nigeria, an den Ort seiner Kindheit, 

den er vor vielen Jahren verlassen hat. 

Er kommt bei Verwandten unter, trifft 

alte Freunde, lässt sich durch die Straßen 

treiben. Lagos ist anstrengend und korrupt, Verheißung und 

Zumutung in einem, voller Geschichten von spiritueller 

Größe und Verkommenheit. 

carl hanser, 176 Seiten, 19,50 Euro 

Stephan Thome 

GEGENSPIEL 

 

In »Gegenspiel« schildert Stephan 

Thome die Geschichte seines Romans 

»Fliehkräfte« aus einer anderen Perspek-

tive: statt des Bonner Philosophieprofes-

sors Hartmut Hainbach steht nun dessen 

Frau Maria Pereira im Zentrum, ihr 

Aufwachsen im revolutionsbewegten Portugal, der Umzug in 

die Westberliner Hausbesitzerszene und schließlich die trüge-

rische Bürgeridylle mit Mann und Kind in Bonn. 

suhrkamp, 464 Seiten, 23,60 Euro 

Jan Himmelfarb 

STERNDEUTUNG 

 

Arthur Segal, Übersetzer und einigerma-

ßen seriöser Autohändler, versucht sich 

Anfang der 90er-Jahre, kurz vor seinem 

51. Geburtstag, seiner selbst und der Ge-

schichte seiner jüdischen Familie zu ver-

gewissern, einer Geschichte von Liebe 

und Arbeit, Verfolgung und Überleben, Glück und Chuzpe. 

Wie fühlt es sich an, wenn man bei der Geburt schon zum 

Tode verurteilt war?

c. h. beck, 394 Seiten, 22,60 Euro

 

Jerome D. Salinger 

DIE JUNGEN LEUTE 

 

Im Juli 2014 brachte ein kleiner Verlag 

aus Memphis »Die jungen Leute« heraus, 

die erste Veröffentlichung des amerikani-

schen Kultautors J.D. Salinger seit fünfzig 

Jahren. Salinger erzählt von Sehnsüchten 

und Eitelkeiten, Schwäche und Ohn-

macht in sehr ungleichen Beziehungen. Eine literarische 

Entdeckung, die einen neuen Blick auf das schmale Werk des 

großen Autors ermöglicht. 

piper, 80 Seiten, 15,50 Euro 

T.C. Boyle 

HART AUF HART 

 

Adam, den seine Eltern nach etlichen 

Schulverweisen und Therapiesitzungen 

aufgegeben haben, ist eine wandelnde 

Zeitbombe: In der Wildnis, wo er ein 

Schlafmohnfeld angelegt hat, führt er ein 

Einsiedlerleben und hortet Waffen gegen 

imaginäre Feinde. Aber es gibt jemanden, der sich in ihn ver-

liebt. Sara hat ebenfalls ausreichend Feindbilder: Spießertum, 

Globalisierung, Verschwörer und die Staatsgewalt.

carl hanser, 395 Seiten, 23,60 Euro

Klaus Modick 

KONZERT OHNE DICHTER 

 

Heinrich Vogeler ist auf der Höhe seines 

Erfolgs. Im Juni 1905 wird ihm die 

Goldene Medaille für Kunst und Wissen-

schaft verliehen – für sein Gesamtwerk, 

besonders aber für das nach fünfjähriger 

Arbeit fertiggestellte Bild »Das Konzert 

oder Sommerabend auf dem Barkenhoff«. Während es in der 

Öffentlichkeit als Meisterwerk gefeiert wird, ist es für Vogeler 

das Resultat eines dreifachen Scheiterns.

kiepenheuer und witsch, 240 Seiten, 18,50 Euro
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ie eu-Politik reagiert auf die Forderungen der grie-

chischen Regierung nach einem wirtschaftlichen 

und sozialen Kurswechsel mit der Floskel »Verhand-

lungen sind möglich, aber Griechenland müsse die Vereinba-

rungen einhalten.« Doch in den letzten Jahren ist völlig klar 

geworden, wie falsch die Vereinbarungen über eine drastische 

Sparpolitik unter Aufsicht der Troika waren.

Die massiven Kürzungen der Staatsausgaben haben kei-

nen Rückgang der Staatsschulden bewirkt, im Gegenteil: 

diese sind weiter gestiegen. Seit Beginn der Sparpolitik sind 

die Wirtschaftsleistung und die Zahl der Arbeitsplätze um ein 

Fünftel gesunken, die Arbeitslosenquote ist auf 25 % gestiegen. 

Die Vereinbarungen mit der Troika haben den Sozialstaat just 

zu jenem Zeitpunkt ruiniert, als er so dringend wie gebraucht 

wurde wie nie zuvor: Heute sind 2,5 Millionen GriechInnen 

ohne Krankenversicherung und die Armut steigt dramatisch. 

Deshalb hat das griechische Volk diese Politik abgewählt.

In dieser Situation agiert die europäische Sozialdemokratie 

bislang orientierungslos: Manche Exponenten verhalten sich 

abwartend, andere versuchen dem von Deutschland geprägten 

konservativen Mainstream ein menschliches Antlitz zu geben, 

wieder andere, wie der Chef der Eurogruppe und niederlän-

dische Finanzminister Jeroen Dijsselbloem, gefallen sich in der 

Rolle neoliberaler Hardliner. Diese Orientierungslosigkeit ist 

für den Bestand der europäischen Sozialdemokratie sehr ge-

fährlich. Denn die Zeiten werden noch unsicherer werden: 

Die anhaltende Krise wird in ganz Europa die sozialen Aus-

einandersetzungen weiter verschärfen. Sollte das linke Projekt 

in Griechenland, dem eines in Spanien folgen könnte, schei-

tern, dann droht ein Erfolg des Rechtsextremismus mit ver-

heerenden Folgen.

Der europäischen Sozialdemokratie sollte deshalb eine 

Vermittlerrolle zwischen der linken Regierung in Griechen-

land und den konservativ dominierten europäischen Instituti-

onen einnehmen. Dabei kann sie nur glaubhaft agieren, wenn 

sie selbst ideologisch auf sicherem Boden steht: Konsequent 

auf Seiten der arbeitenden Menschen, Vorrang für die Be-

kämpfung von Arbeitslosigkeit und sozialer Ausgrenzung, 

Verteidigung des Sozialstaates und der Demokratie, ernsthaf-

te Arbeit an der Vision eines sozialen und demokratischen 

Europa.

Ein tragfähiger Kompromiss zwischen Griechenland und 

der eu wäre möglich. Der von syriza angestrebte Schulden-

schnitt könnte durch eine Verlängerung der Laufzeiten und 

weitere Zinssenkungen auf bestehende Schulden technisch 

gelöst werden. Die Auflösung der Troika ist ohnehin not-

wendig, auch weil die Rolle der demokratisch nicht ausrei-

chend legitimierten Europäischen Zentralbank nicht tragbar 

ist. Entscheidend ist jedoch, dass die Schulden Griechenlands 

nur zurückgezahlt werden können, wenn sich Wirtschaft und 

Sozialsystem wieder erholen. Griechenland braucht dringend 

europäische Unterstützung, um den sozialen und wirtschaft-

lichen Umschwung zu schaffen, das Staatswesen zu reformie-

ren und ein modernes Steuer- und Sozialversicherungssystem 

aufzubauen. Dabei zu helfen, wäre eine adäquate Rolle für die 

europäische Sozialdemokratie, die damit auch selbst wieder in 

die Offensive kommen könnte. 

MARKUS MARTERBAUER 

 leitet die Wirtschaftswissenschaft in der AK Wien 

und bloggt auf http://blog.arbeit-wirtschaft.at/
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